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(Beginn: 14:00 Uhr)

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich darf Sie sehr herzlich zur 18. Sitzung des Ausschusses für Wohnen, Bau 
und Verkehr begrüßen. Wir führen heute eine Anhörung "Bauen im Bestand" 
durch. Ich danke der Kollegin Sowa von den GRÜNEN für ihre Anregung; wir 
haben sie gerne einstimmig aufgegriffen.

Die Aufnahmegenehmigung für Presse, Funk und Fernsehen und Fotografen wird 
gemäß § 140 der Geschäftsordnung erteilt. – Es handelt sich heute um eine öffent-
liche Anhörung, die live auf dem YouTube-Kanal des Bayerischen Landtags gemäß 
§ 138 der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag gestreamt wird. Eine Vi-
deoaufzeichnung erfolgt nicht. Alle Wortbeiträge und Ihre schriftlichen Stellungnah-
men fließen in das Wortprotokoll der Anhörung ein. Dieses wird auf unserer Aus-
schuss-Website veröffentlicht. Darauf haben wir Sie hingewiesen; wir gehen nach 
wie vor von Ihrem Einverständnis aus. Links von Ihnen stehen Getränke und ein 
kleiner Imbiss; bedienen Sie sich gerne.

Bei unseren Anhörungen stehen die Experten im Vordergrund. Die Kolleginnen 
und Kollegen Mitglieder des Bayerischen Landtags sollten sich ein bisschen zu-
rücknehmen und ihre Wortbeiträge auf Nachfragen reduzieren. Wir beginnen in 
den ersten 45 Minuten mit einer kurzen Einführung/Begrüßung durch mich; dann 
haben Sie fünf Minuten Zeit, um sich vorzustellen und Ihr Eingangsstatement ab-
zugeben. Von 14:45 bis 16:55 steigen wir – hoffentlich – in eine muntere Diskus-
sion ein. Wir haben Ihre Anmerkungen gelesen; ich darf Ihnen versichern: Sie sind 
sehr, sehr unterschiedlich und kontrovers. Wir freuen uns also auf eine spannende 
Diskussion. – Die Kollegin Sowa hat mir mitgeteilt: Wer qualitativ repariert statt ab-
zureißen und neu zu bauen, wer Gebrauchtes weiterverwendet und weiterentwi-
ckelt, setzt weniger neues Material ein und produziert gleichzeitig weniger Abfall. – 
Ich habe bei Google gefunden, was du mir erzählt hast, und ich will es gerne hier 
als Einstieg nutzen.

Wir beginnen mit den Eingangsstatements. Herr Bodensteiner, ich darf Ihnen für 
die ersten fünf Minuten das Wort erteilen.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich muss kurz etwas richtigstellen: Hier 
steht "Deutsche Gesellschaft für nachhaltiges Bauen". Ich habe den Staffelstab 
von Prof. Samsoe Sattler übernommen, bin aber nicht für die Gesellschaft für 
nachhaltiges Bauen hier, sondern quasi als Privatperson oder Inhaber von boden-
steiner fest Architekten, einem kleinen Münchener Architekturbüro, das ich ge-
meinsam mit meiner Büropartnerin Annette Fest führe.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Seien Sie uns herzlich willkommen! 
Wir freuen uns auf Ihren Beitrag.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): In meiner Stellungnahme habe ich mich 
auf drei übergeordnete Themen des Bauens im Bestand konzentriert: das Bauen 
im Bestand im Hochbau, das Bauen im Bestand im städtebaulichen Maßstab und 
die Bedeutung von Planungskultur.

Beim Bauen im Bestand sind wir in unserem Büro laufend mit Anforderungen kon-
frontiert, die unverhältnismäßige Eingriffe erfordern und damit mehrere negative 
Folgen auf einmal mit sich bringen. Hohe Kosten machen das Projekt unwirtschaft-
licher, oft zu unwirtschaftlich. Die graue Energie, die beim Bau des Gebäudes auf-
gebracht wurde, wird ungenutzt zerstört, und Müll entsteht. 55 % der Abfälle bun-
desweit stammen aus der Baubranche. Die goldene Energie wird zerstört – diesen 
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Begriff hat die Stiftung Baukultur geprägt. Er benennt die unwiederbringlichen im-
materiellen kulturellen Werte, die in jedem Bestand in unterschiedlichem Maß und 
in unterschiedlicher Form stecken. Oft trifft es sogar Bauteile, die in ihrer Qualität 
die heute handelsüblichen bei Weitem übertreffen, beispielsweise bei Holz.

Bei der Sanierung einer Ruine nach 30 Jahren Leerstand, der Casa Rossa in 
Chemnitz, waren wir mit einem Freund auch Bauherren und konnten dort stringen-
ter vorgehen, als wir das sonst können. Wir haben versucht, ob es mit einfachen 
Mitteln möglich ist, die Bausubstanz des Gründerzeitgebäudes von 1910 beizube-
halten oder sogar wiederzuverwenden und die Qualitäten herauszuarbeiten, aber 
das Gebäude dennoch in die heutige Zeit zu versetzen. Dabei gibt es Ähnlichkei-
ten zum Neubauforschungsprojekt "Einfaches Bauen" in Bad Aibling von 
Prof. Nagler, das Sie bestimmt kennen, allerdings im Umbau und mit dem Unter-
schied, dass hier im Bestand schon sehr viele Prinzipien eingehalten waren, die 
Prof. Nagler als richtungsweisend herausgefunden hat, beispielsweise die lichte 
Raumhöhe von ca. drei Metern für den Luftwechsel, die passiven solaren Gewin-
ne, die Aktivierung der Speichermasse für das Raumklima oder ein ausgewogenes 
Verhältnis von Glasflächen zu geschlossenen Flächen und so weiter. Das ist aus 
zwei Gründen interessant – zum einen, weil es die Wertschätzung des Bestandes 
auf eine andere Ebene hebt, zum anderen, weil wir hier wie auch in anderen Pro-
jekten mit unseren Vorstellungen für ein einfaches, werterhaltendes Bauen immer 
wieder an überzogenen Anforderungen scheitern, insbesondere bei Schallschutz, 
Wärmeschutz, Barrierefreiheit, Abstandsflächen und Stellplätze. Nach meiner 
Überzeugung kann nur eine übergeordnete, radikale Eindämmung dieser Bestim-
mungen in einer ähnlichen Form, wie sie jetzt beim Gebäudetyp E in Aussicht 
steht, die Kehrtwende bringen, die wir auch Umbauwende nennen und über deren 
Notwendigkeit wir uns alle einig sind.

Beim Bauen im Bestand auf städtebaulicher Ebene, also beim Nachverdichten, 
Nutzungsmischen, kommt immer die Frage: Wie bekommen wir innerstädtische 
Flächen aktiviert? – Das Gebäude, das im urbanen Gefüge nicht entstehen kann, 
wird auf der grünen Wiese weit draußen gebaut und zieht dort zusätzliche Infra-
struktur nach sich, löst zusätzlichen Verkehr aus, führt zu Bodenversiegelung, Res-
sourcenverbrauch. Bereits heute haben wir eine Flächenbeanspruchung je Ein-
wohner von über 600 Quadratmetern für Siedlungsfläche und Verkehr. Wenn diese 
weiterwächst, wird der Unterhalt natürlich immer ineffizienter, also immer mehr zu 
einer Belastung für die Volkswirtschaft – ganz abgesehen von anderen Schäden, 
die dadurch beispielsweise umwelttechnisch erzeugt werden. Wir erleben gerade, 
dass wir bereits jetzt nicht mehr hinterherkommen, unsere Infrastruktur in Schuss 
zu halten. Den Sanierungsstau der Infrastruktur hat die Bundesstiftung Baukultur 
auf 150 Milliarden berechnet. Umgenutzte und untergenutzte Flächen können 
durch ein Baugebot oder – steuerungstechnisch noch besser – durch eine Boden-
wertsteuer in Nutzung gebracht werden. Ein erster Schritt in die richtige Richtung 
wäre eine Grundsteuer, die sich am Gebäudewert orientiert und das Gebäude 
außer Acht lässt nach dem Vorbild Baden-Württembergs. Wenn es gelingt, Nach-
verdichtung mit einem Mehrwert für die bisherigen Bewohner zu verbinden, kann 
es gelingen, die Akzeptanz zu verbessern. Denn damit haben wir immer ein gro-
ßes Problem. Deswegen traut sich niemand an die Nachverdichtung. Ideenwettbe-
werbe könnten dafür Anregungen liefern. – Jetzt bin ich wahrscheinlich schon im 
Zeitsoll. Ich hätte noch etwas hinzuzufügen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Das dürfen Sie dann im Anschluss 
tun. Ich möchte jetzt bei den fünf Minuten bleiben und erteile das Wort Herrn Geb-
beken.
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SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Um nicht zu viele Wiederholungen zu bekommen, möchte ich jetzt nur 
zwei wesentliche Punkte mit vier Unterpunkten darstellen.

Erstens. Wir haben kein Energieproblem, sondern ein Emissionsproblem. Diese 
beiden Punkte müssen uns leiten. Das heißt: Wir müssen die erneuerbaren Ener-
gien ganz, ganz wesentlich ausbauen – nicht nur Photovoltaik, sondern Wind, 
Wasser, Geothermie und Biomasse und die entsprechende Infrastruktur dafür. Das 
ist ein Investitionsprogramm. Die Netzagentur schätzt den Investitionsbedarf hier-
für in den nächsten zwanzig Jahren auf etwa 600 Milliarden Euro. Wir brauchen 
diese Energien, damit wir auch im Baubestand klimaneutral arbeiten können.

Zweitens. Die Emissionen müssen drastisch sinken. Das heißt: Wenn wir das 
durch intrinsische Motivation nicht hinbekommen, was sich ja eigentlich zeigt, brau-
chen wir regulative Möglichkeiten. Diese werden von den Bürgern auch abgelehnt, 
weil der Bürger eigentlich selber am besten weiß – so sagt er das –, was er 
braucht. Deswegen brauchen wir meines Erachtens, um die CO2-Emissionen dras-
tisch zu reduzieren, eine CO2-Bepreisung, und wir müssen das, was wir in der At-
mosphäre haben, binden und speichern – Carbon Capture and Storage. Das be-
deutet wiederum Investitionen in Deutschland, die etwa 100 Milliarden für den Bau 
ausmachen.

Wenn diese Voraussetzungen geschaffen sind, schaffen wir die klimaneutrale Her-
stellung der Baustoffe bis 2045. Wir brauchen eine CO2-Bepreisung, die wirklich 
wirtschaftliche Anreize setzt. Die 60 bis 80 Euro, die wir in Deutschland diskutieren, 
sind da erheblich zu gering; wir müssen in etwa schauen, wie die skandinavischen 
Länder da vorgehen: Dort geht es um 600 bis 800 Euro/Tonne CO2. Wenn wir 
diese Voraussetzungen erfüllen und dann noch beim Bauen konsequent die Kreis-
laufwirtschaft verfolgen und die Recyclingquote erhöhen, haben wir, glaube ich, 
ganz, ganz viel erreicht. Wenn wir das bei allen unseren Detailpunkten beachten, 
haben wir insgesamt eine gute Lösung.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Wir 
sind auch der Meinung, dass das Thema Bauen im Bestand extrem wichtig ist. 
Aber allein mit dem Bauen im Bestand werden wir unsere Probleme nicht lösen 
können. Ich habe die verschiedenen Stellungnahmen der Kollegen mit großem 
Interesse gelesen. Allein deren Fülle zeigt mir, dass wir da vielleicht einen falschen 
Ansatz haben: Die Fokussierung auf die Energieeinsparung – Thema EH 50/
Gebäudeenergiegesetz/EH 40 – ist klar gescheitert, wie man sieht. Niemand han-
delt so. Unsere erste Forderung wäre, das Thema EH 40 fallen zu lassen und sich 
auf EH 55 zu konzentrieren. – Der zweite Aspekt sind die Kosten. Daran scheitert 
es in der Regel. Wir wären sehr interessiert daran, alle Maßnahmen zu unterstüt-
zen, die zur Kostensenkung beitragen. Mein Vorredner hat von der radikalen Ent-
schlackung gesprochen; beim Brandschutz muss dringend etwas getan werden, 
auch bei der TA Lärm, der TA Luft.

Wir haben ein Gebäude saniert, das über hundert Jahre als Klinik funktioniert hat. 
Jetzt streitet man ewig umeinander, ob das bestehende Geländer, über das seit 
hundert Jahren niemand heruntergefallen ist, noch erhöht werden muss. Solche 
Themen machen das Bauen einfach teuer. Stellplätze, Abstandsflächen, SiGeKo, 
Denkmalschutz und so weiter sind, glaube ich, Hauptthemen.

Der nächste Punkt, der uns sehr stört, ist die ausführende Ebene. Wir erleben, 
dass die gut gemeinten Regularien, die von der Regierung und vom Landtag be-
schlossen werden, von der ausführenden Ebene einfach ignoriert werden. Die Be-
handlung von Bauanträgen bei den Landratsämtern wird langsamer, träger, und wir 
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befürchten, dass es in der Zukunft noch schlechter wird. Das erleben wir wirklich 
jeden Tag. Man müsste schauen, ob man nicht das Thema Präklusion noch einmal 
angehen möchte, sodass man mit einer Genehmigungsfiktion oder Ähnlichem vor-
ankommt.

Man sieht, dass einfache Maßnahmen wirken, zum Beispiel das Aufstocken im Be-
stand ohne Veränderung der Gebäudeklasse. Das ist wirklich eine super Maßnah-
me, hat richtig Gas gegeben. Das ist einfach, klar und vereinfachend. Wir müssen 
vereinfachen. Ihr Politiker müsst schauen, dass ihr Regeln rausnehmt, nicht neue 
dazu nehmt. Ich bin wirklich erschrocken, als ich gesehen habe, was da alles ge-
schrieben wird. Das ist ja für einen Genehmigungsbeamten völlig undenkbar.

Ein Spezialgebiet sind die Abstandsflächen in Großstädten. Ich halte es für absolu-
ten Humbug, in Großstädten bei Abstandsflächen Ausnahmen zu machen, wäh-
rend man sie auf dem Land zulässt. Ich weiß nicht, was den Gesetzgeber da ge-
trieben hat.

Ich möchte zuletzt noch das Bestreben ansprechen, Anreize zu schaffen. Man 
muss halt schauen, dass man wegkommt von diesen ganzen Förderungen. Diese 
Förderungen sind unbezahlbar. Aber man sollte überlegen, ob man, wenn einem 
das Thema Bauen im Bestand wichtig ist, nicht mit einfachen Instrumenten wie 
zum Beispiel mit einer zehnjährigen Abschreibung auf 100 Prozent für eine be-
stimmte Zeit anschieben kann. – Unser Petitum ist also: Vereinfachen, vereinfa-
chen, vereinfachen! Bitte nicht neu regulieren; das Regulieren ist krachend ge-
scheitert.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Grüß 
Gott zusammen. Wir haben schon gute Erfahrungen gemacht und konnten Anstö-
ße geben. Die letzte Initiative zum Gebäudetyp E haben Sie ja maßgeblich mit be-
fördert; sie hatte tatsächlich das Ziel, zu deregulieren und wieder passgenau zu 
planen. Das ist genau das Thema der Zeit, ein Thema von Ressourcenknappheit. 
Das betrifft nicht nur die Baustoffe, die endlich sind, sondern auch die finanziellen 
Mittel. Wir haben schon vom Rückstau an allen Ecken und Enden gehört. Vor die-
sem Hintergrund sind alle Fragen, die Sie gestellt haben, sehr relevant. Das 
Thema Bauen im Bestand ist aus unserer Sicht eines der Schlüsselthemen. Es ist 
nämlich alternativlos, Bestand nicht ernst zu nehmen. Im Bestand sind graue Ener-
gie und goldene Energie gebunden. Im Endeffekt wird neu bauen in der Zukunft 
nichts anderes sein, als mit Präzyklaten zu bauen. Das heißt: Alle Bauweisen wer-
den in einen Ressourcenkreislauf gehen. Jetzt müssen wir uns ein Stück weit ehr-
lich machen und feststellen, dass der politische Wert von grauer Energie, der mit 
CO2 bei 45 Euro angegeben wird, vom Bundesumweltamt mit 250 Euro angege-
ben wird. Die wahren Kosten liegen schon bei 850 Euro. Diese Wahrheit müssen 
wir langsam einschleifen, aber so, dass das Bauen möglich und durchführbar 
bleibt. Wir müssen also alle Baugesetze auf Landesebene auf das Thema Umbau 
umstellen, sodass die Dinge einfacher werden und dass es keine Einzel-Ausnah-
megenehmigungen braucht, um Ressourcen wieder einsetzen zu können, sondern 
dass es gute, pragmatische Lösungen gibt, mit denen Baustoffe in den Kreislauf 
gebracht werden können, ohne allzu große Kompliziertheit. Wir müssen für alle 
Planenden und die Bauherren Anreize schaffen, mit diesem Paradigmenwechsel 
umzugehen. Das heißt: Die Förderlandschaft sollte umgestellt werden auf Be-
standserhalt, um Anreize zu geben und das Bauen im Bestand auf den Weg zu 
bringen.

Die Vereinfachungen der Bauordnungen habe ich schon angesprochen. Für uns ist 
noch wichtig – das können Sie im Land allein natürlich nicht bewerkstelligen –, 
dass Sie die Prozesse, die hier angestoßen werden, wie zum Beispiel Gebäude-
typ E, oder Diskussionen zu der Frage, wie in Zukunft eine andere Honorierung vor 
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dem Hintergrund von einer gewissen Beschränkung von Flächen passiert, als Lan-
desregierung weiter mit Nachdruck unterstützen, auch im Hinblick auf das, was im 
Bund begonnen ist. Denn wir stehen jetzt vor einem gewissen Vakuum: Wird das 
noch Gesetz oder nicht? – Man muss auch langfristig zusehen, dass Erfolge, die 
auf der Bundesebene erreicht wurden – HOAI beispielsweise – zu Ende gebracht 
werden, um Bauen im Bestand mit einem Leistungsbild zu verorten und um es für 
den Berufsstand leistbar zu machen. Sie dürfen jetzt nicht völlig zum Erliegen kom-
men.

Mein Fazit: Die Notwendigkeit des Bestandserhalts ist keine Frage mehr. Für uns 
liegt da eine riesengroße Chance, mit den erzielten Maßnahmen wieder zu Investi-
tionen zu kommen, die für die ganze Bauwirtschaft zu einem Geschäftsmodell wer-
den können.

SV Andreas Klingerbeck (GIH Bayern e. V.): Der GIH Bayern – Gebäudeenergie-
berater, Ingenieure, Handwerker – hat sich zum Ziel gesetzt, die Energieberatung 
als Standard zu verankern. Denn oft wird die Energieberatung überhaupt nicht in 
Betracht gezogen bzw. spielt weitestgehend keine Rolle, wenn keine Fördermittel 
eingesetzt werden. Leider Gottes wird das Thema immer auf den energetischen 
Standard reduziert. Der GIH ist der Meinung, das Gewicht sollte mehr auf CO2-
Neutralität gelegt werden, nicht nur auf die Beurteilung des energetischen Stan-
dards. Denn der energetische Standard kann auch in einem Effizienzhaus mit eini-
germaßen technischen Bedingungen abgegolten werden. Ein Effizienzhaus ist ja 
im Vergleich zu einem EH-100-Haus ein Rechenexempel. Wer eine Affinität zur 
Energieberatung zeigt, betrachtet trotz allem nicht die Ressourcenfreiheit, sondern 
nur den energetischen Standard. Ich kann letztendlich das Material einsetzen, das 
ich will – dann kann aber die Ökobilanz eines Gebäudes nicht positiv werden. Inso-
fern sollte man die Energieberatung nicht nur auf die Energie reduzieren, sondern 
auf CO2 achten. Das sollte auch bei normalen Gebäuden, die ohne Förderung sa-
niert werden, als Standard verankert werden.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Vielen 
Dank dafür, dass Sie sich dieses Themas annehmen. Ich möchte eine zusätzliche 
Perspektive einbringen. Im Gebäudebereich gibt es aktuell drei Krisen: bei den 
Ressourcen – Baumaterial, Fläche, aber auch Fachkräfte –, bei den Investitionen 
wegen der Kostensteigerungen für den dringend benötigten Wohnraum, vor allem 
den bezahlbaren, und das alles ist gepaart mit einem hohen Leerstand vor allem 
bei Büroimmobilien. Die Lösung für diese multiplen Krisen liegt aus unserer Sicht 
bei Umnutzung, Aktivierung von Leerstand, Umbau, Aufstockung und Sanierung. 
Denn durch Bauen im Bestand und Werterhalt anstatt einer Wegwerfkultur kann 
rasch Wohnraum geschaffen werden mit weniger Ressourcen und weniger Flä-
chenverbrauch. Das Ganze ist günstiger für die Steuerzahler*innen und die Kom-
munen, weil nicht zusätzlich neue Infrastruktur geschaffen werden muss. Es be-
deutet weniger Aufwand als ein Neubau. Somit kommen wir mit den vorhandenen 
Fachkräften besser aus, und der schöne Nebeneffekt dabei ist, dass wir auch CO2-
Emissionen einsparen.

Ich möchte zwei Mythen ausräumen. Ein ganz klares Nein sage ich zu der Aussa-
ge "Neubau ist die Lösung". Die Hälfte der Emissionen geht auf Neubauaktivitäten 
zurück. Die Lösung für diese Krisen findet sich also im Bestand. Größtes Potenzial 
sind hier die Nachkriegsgebäude.

Mythos Nummer zwei ist die Behauptung, Gebäude müssten abgerissen werden. 
Auch hierzu sage ich ein klares Nein. Ich habe zwanzig Jahre Berufserfahrung als 
Architektin, und mir ist bisher noch kein einziges Gebäude untergekommen, das 
nicht sanierungsfähig gewesen wäre. Die Entscheidung gegen Sanierung, Umbau 
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und hin zu einem Abriss und Neubau hat damit zu tun, dass Letzteres oft einfacher 
ist und dass sich in der Gesellschaft immer noch das Narrativ hält, nur etwas 
Neues sei gut.

Was hindert also das Bauen im Bestand? – Eine groß angelegte Umfrage mit 
einem kleinen Team war mein Aufschlag bei Architects for future. Wir haben ge-
fragt: Was sind die Hemmnisse? Wo wäre eine Chance zu Veränderung? – Dabei 
kam heraus, dass der stärkste Hebel in einer Veränderung der Bauordnungen hin 
zu einer Umbauordnung wäre. Deshalb fokussiere ich auf diesen Punkt. Warum ist 
die Bauordnung das Problem? – Weil kein Unterschied zwischen einem Neubau-
vorhaben und einem Umbau gemacht wird. Sobald ein Gebäude umgebaut wird, 
gelten auf einmal für das gesamte Gebäude Anforderungen wie für einen Neubau. 
Dadurch wird das Gebäude auf einmal komplett infrage gestellt und zum Teil als 
wertlos angesehen. Dagegen müssen wir angehen. Die Anforderungen sind gleich-
zeitig auf der Basis von Neubaukonzepten formuliert, und die sind schwierig 1 : 1 
im Bestand umzusetzen. Deshalb brauchen wir meistens Abweichungen und Ein-
zelzulassungen. Das Problem dabei ist, dass jede dieser Abweichungen einzeln 
genehmigt werden muss. Das schürt Unsicherheiten bei den Bauherren in Bezug 
auf die Genehmigungsfähigkeit, erhöht die Kosten und den Zeitaufwand und führt 
zu einem erheblichen Mehraufwand, nicht nur bei den Planenden, sondern vor 
allem auch bei den genehmigenden Behörden, die alle Einzelfälle prüfen müssen. 
Das verhindert die Schaffung von Wohnraum im Bestand und führt im Zweifelsfall 
zu Abriss und Neubau.

Zwei Zahlen dazu: Allein in München könnten 75.000 Wohneinheiten im Bestand 
geschaffen werden. Dennoch werden in Bayern jährlich 2.400 Gebäude abgeris-
sen, und zwar, ohne dass vorher geprüft wird, ob diese sanierungsfähig gewesen 
wären. Wir verlieren hier nicht nur wertvolle Ressourcen, sondern auch identitäts-
stiftende Werte. Außerdem wird die Spekulation gefördert. Deshalb ist für uns die 
Umbauordnung ein großer Stellhebel. – Der Gebäudetyp E ist ein ganz wichtiger 
Schritt, der aber leider nur punktuell für fachkundige Bauherren wirkt. Hingegen hat 
die Bauordnung die Chance, Planungssicherheit zu schaffen, Kosten zu reduzieren 
und für Entbürokratisierung zu sorgen. Was brauchen wir dabei? – Wir sollten nicht 
mehr vergleichen zwischen Bestandssanierung und Neubau, sondern ein Verbes-
serungsgebot und einen klaren Vorzug für Bauen im Bestand einführen, zum Bei-
spiel bei den Abstandsflächen. Wir sollten die Preistreiber rausnehmen – das 
wurde schon gesagt. Wir müssen alternative Lösungswege standardisieren, weil 
wir halt zum Beispiel den Brandschutz nicht nach Schema F erfüllen können. Wir 
haben deshalb vor drei Jahren konkrete Vorschläge für eine Umbauordnung erar-
beitet. Niedersachsen und Bremen haben bereits Teile davon übernommen, was 
uns sehr freut. Zwei wesentliche Punkte fehlen, und ich würde mich sehr freuen, 
wenn Bayern hier zum Vorreiter würde: zum einen eine Wiedereinführung einer 
Abrissgenehmigung und das Einfordern von Rückbaukonzepten, damit der Weg 
freigemacht wird, um gebrauchte Bauteile und -materialien weiter zu verwenden. 
Dass das alles verfassungskonform ist, hat die NGO German Zero bereits über-
prüft. Indem Sie die Bayerische Bauordnung ändern und kommunizieren und vor 
allem vorleben, dass Bauen im Bestand das neue Normal ist, können Sie für ra-
schere Schaffung von Wohnraum zu geringeren Kosten und den Erhalt von Res-
sourcen sorgen.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): Danke für die Einladung; es 
freut mich sehr, heute hier sein zu dürfen. – Ich vertrete den Verband Bauen im Be-
stand; unser Motto ist im Namen schon inkludiert. Wir vertreten die Interessen der 
Immobilienbranche und der Baubranche. Die Vorteile des Bestands liegen auf der 
Hand. Viele Argumente, die wir schon gehört haben, brauche ich nicht zu wieder-
holen. – Heute geht es mir darum, einen Fokus auf die Wertschätzung des Be-
stands zu legen, vor allem aus ökologischer, aber auch aus ökonomischer Betrach-
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tungsweise. Wir haben ja kein Erkenntnisproblem; der ökologische Vorteil des 
Bestands ist klar, auch die CO2-Emissionsmessung. Wir wollen CO2-Emissionen 
einsparen, und die Bau- und Immobilienbranche als größter Emittent hat eine ganz 
große Aufgabe vor sich. Den Hebel oder Schlüssel dafür sehen wir ganz klar im 
Bestand.

Allerdings haben wir aktuell ein großes Umsetzungsproblem. Wenn wir im Bestand 
arbeiten, Bestand sanieren wollen, bekommen wir momentan keine Unterstützung, 
sondern eher Hindernisse. Ein klassisches Beispiel sind die vergangenen Förder-
kulissen in Sachen Energieeffizienzhausstandard. Es ist leichter, einen Neubau 
EH 55 zu bauen, als im Bestand zu sanieren. Allerdings gilt auf der anderen Seite 
auch: Wenn wir Energie einsparen, haben wir noch lange kein CO2 eingespart. 
Deswegen plädieren wir sehr stark dafür, auf die CO2-Messung abzustellen, so-
wohl im Lebenszyklus CO2-Emissionen in Bau und Betrieb zu messen, als auch 
das zu fördern und zu unterstützen. Damit würden wir automatisch Sanierungen, 
die CO2 einsparen, fördern; dann würde entsprechend überlegt, ob sich ein Abriss/
Neubau lohnt, wenn dabei viele Emissionen notwendig sind. Das könnte mit einem 
CO2-Ausweis implementiert werden; das könnte man auch wunderbar anstatt oder 
in Ergänzung zu einem Energieausweis installieren. Investitionen könnten dann 
gefördert werden, wenn vor allem CO2-Emissionen im Lebenszyklus gering sind. 
Dadurch bekämen wir automatisch Kapital und Investitionen in Bestandssanierun-
gen, weil man eben unterstützt wird, wenn man Geld in Bestand steckt. Das pas-
siert momentan wenig. Deshalb plädieren wir sehr stark dafür, auf Emissionsmes-
sung zu gehen, weniger auf Energiebedarf, und das im Lebenszyklus.

Ein zweites Argument dafür wäre, diesen Aspekt vielleicht auch in den Bebauungs-
plänen zu berücksichtigen, indem dort gewisse CO2-Ziele niedergeschrieben oder 
gewisse CO2-Budgets zur Verfügung gestellt werden. Dann kann man sich techno-
logieoffen überlegen, wie dort gebaut werden kann: Saniert man oder baut man 
vielleicht aus Holz – je nachdem, welche CO2-Ziele man erreichen möchte. Tech-
nologieoffene Förderung heißt also nicht nur die Förderung von Bauen im Bestand, 
sondern vor allem auch Förderung von Sanierung, Aufstockung und Nachverdich-
tung. Deswegen möchte ich heute abschließen mit der Aussage: Die ökologische 
Vorteilhaftigkeit des Bauens im Bestand ist uns bekannt; wir haben aber ein Um-
setzungsproblem, weil es momentan nicht lukrativ ist, den Bestand zu sanieren.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Ich bin als Architekt und Bauingenieur seit ca. 
30 Jahren freiberuflicher Sachverständiger. Der eine oder andere hat vielleicht ein 
bisschen recherchiert: Ich bin nicht der einzige Sachverständige mit Parteibuch 
oder – sagen wir mal: – mit Affinität zu einer gewissen politischen Richtung. Ich bin 
anderer Stelle als Parteifunktionär und kommunaler Mandatsträger für die AfD tätig 
und bringe meine berufliche Expertise in die entsprechenden Baufachausschüsse 
ein. Für die bauphysikalischen Zusammenhänge spielen politische oder sonstige 
Ansichten keine Rolle. ich gehe auch davon aus, dass ich hier als Bau-Sachver-
ständiger befragt werde; auf Fragen werde ich als Ingenieur selbstverständlich 
auch antworten.

Basis des hier zu behandelnden Fragenkatalogs ist die Klimathematik. Vor etwa 
zwanzig Jahren bin ich in meiner beruflichen Tätigkeit mit selbiger konfrontiert wor-
den. Ich musste mich damals im Zuge der Verschärfung der Dämm-Maßnahmen 
zwangsläufig mit politischen Hintergründen befassen. Seinerzeit haben gewisse 
Bauschäden im Hinblick auf Schimmelbildung und so weiter drastisch zugenom-
men. In der Auseinandersetzung mit dieser Thematik hat sich die Erkenntnis fest-
gesetzt, dass die Hintergründe irgendwie interessengeleitet sind. Es gab den Nürn-
berger Professor Dr. Claus Meier, der dem einen oder anderen hier im Hause 
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bekannt ist. In seinen Werken "Mythos Bauphysik" oder "Richtig bauen" hat er die 
seinerzeit gültige offizielle bundesdeutsche Bauphysik widerlegt. Inzwischen dürfte 
ich als Bauingenieur zur Beurteilung von Klimathematik vielleicht ebenso geeignet 
sein wie ein Eisenbahningenieur. Ein solcher war mit Herrn Rajendra Pachauri 
langjähriger Vorsitzender des sogenannten Weltklimarates.

Der gesamte vorliegende Fragenkatalog basiert auf dieser These der Funktions-
weise unserer Atmosphäre als Treibhaus. Das gilt als vorgegebene Prämisse. 
Wenn man mal das Modell der Leistungsphasen in der Bauplanung nimmt, ist die 
Leistungsphase 1 die Bestandsaufnahme und Grundlagenermittlung; wenn die nun 
mal fehlerhaft ist, sind alle folgenden Leistungsphasen eben auch fehlerhaft. Die 
Theorie der Funktionsweise unserer Atmosphäre als Treibhaus ist widerlegt, wie 
die Abhandlungen zahlreicher Wissenschaftler zeigen. Das liegt Ihnen vor; ich 
muss das nicht alles vorlesen. Ich möchte nur eines herausragend nennen. Schon 
im Jahr 1909 wurde das von Prof. Wood im Science Magazine dargestellt. Gerlich 
und Tscheuschner von der Cornell University haben dazu ein Werk vorgestellt "Fal-
sification Of The Atmospheric CO2 Greenhouse Effects Within The Frame Of Phy-
sics", durchaus lesenswert. Ich muss das nicht weiter ausführen; das liegt Ihnen 
vor.

Als weitere Leistungsphase, um im Bild zu bleiben, hat der Gesetzgeber das Kli-
maschutzgesetz verabschiedet. Dieses basiert auf der These der sogenannten 
Treibhausgasemission als anthropogener Freisetzung von Treibhausgasen in Ton-
nen Kohlenstoffäquivalent. – Noch eine Art Leistungsphase hat das Bundesverfas-
sungsgericht mit seinem Urteil im Jahr 2021 draufgesetzt, in dem das Klimaschutz-
gesetz nicht ganz, aber größtenteils unterstrichen und bestätigt wurde. Das Gericht 
hat hierbei allerdings keinen ausgewogenen Querschnitt der wissenschaftlichen 
Bandbreite zugrunde gelegt, sondern nur einige wenige Arbeiten. Nachvollziehbar 
wurde dies dargelegt von Prof. Dr. Vahrenholt und Dr. Lüning in ihrem Buch "Unan-
fechtbar?"

Immer wieder wird behauptet, es herrsche völlige Einigkeit unter den Wissen-
schaftlern über die Tatsache des anthropogenen Klimawandels. Dies widerlegen 
jedoch zahlreiche Petitionen und Aufrufe andersdenkenden Wissenschaftler. Auch 
das muss ich nicht einzeln aufführen. Manifeste, Umfragen, die Oregon Petition, 
Briefe an UNO-Generalsekretäre etc. pp.

Conclusio an dieser Stelle: Dem vorgelegten Fragenkatalog liegen also falsche 
Prämissen zugrunde. Das muss ich vor der Behandlung der Einzelfragen mal vor 
die Klammer stellen und gleich sagen: Auch einige Gründe sprechen selbstver-
ständlich für ein verstärktes Bauen im Bestand.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Die letzte Minute hat begonnen.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Ich komme zum Schluss. – Letzter Gedanke: Ich 
habe in den vorgelegten Stellungnahmen deutliche Schnittmengen gefunden, die 
auch aus unserer Sicht für das verstärkte Bauen im Bestand sprechen. – Vielen 
herzlichen Dank.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank für Ihre Ausführungen. 
Ich bin jemand, den man weniger schnell aus der Ruhe bringt. Aber dass Sie hier 
formulieren, dass die Fragen, die wir hier gemeinsam erarbeitet haben, auf einer 
falschen Grundlage fußen, weise ich für alle Kolleginnen und Kollegen wirklich zu-
rück. Das sage ich ausdrücklich.

(Beifall)
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Wir haben Fragen gestellt und haben großes Interesse daran, über diese Fragen 
zu diskutieren, um auf der Grundlage Ihrer Antworten das Bauen im Bestand ein 
bisschen nach vorne zu bringen. Wir würden jetzt mit der Diskussion über die ers-
ten drei Fragen fortfahren. Da treibt uns natürlich etwas um: Ich kenne niemanden, 
der nicht gerne im Bestand bauen würde, wenn er die Kosten im Griff hätte. Die 
Kosten sind ein zentraler Punkt. Neben der Höhe der Kosten geht es immer auch 
um die Berechenbarkeit. Vielleicht können wir uns mit den ersten drei Fragen aus-
einandersetzen.

Erstens. Welche Maßnahmen im Bausektor bzw. Gebäudesektor sind erforderlich, 
um die Klimaschutzziele und damit die Klimaneutralität in Deutschland und Bayern 
zu erreichen?

Ist es wirklich sinnvoll, immer mehr an die Wand zu kleben? Ist es nicht vielleicht 
sinnvoller, mit dem Dach, den Fenstern, der Heizung als Einstieg zu beginnen?

Zweitens. Welche Rolle nimmt dabei das Bauen im Bestand ein und welche Vortei-
le hat es im Vergleich zum Neubau? Inwiefern wäre es sinnvoll und realistisch, die 
Umbaufähigkeit von Gebäuden von vornherein in der Planung mitzuberücksichti-
gen?

Ist es nicht ein Kostenfaktor, wenn ich noch etwas bei der Planung berücksichtigen 
muss?

Drittens. Welchen Hürden unterliegt das Bauen im Bestand derzeit? Und welche 
baurechtlichen Regelungen und Normen auf Bundes- und Landesebene stehen 
dem Bauen im Bestand insbesondere entgegen?

Da wäre es uns ein großes Anliegen, wenn Sie ganz konkret sagen würden: "Auf 
Seite 7 Absatz 4 müsste man etwas ändern …", anstatt an der Oberfläche zu blei-
ben. Wer möchte beginnen?

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Mein 
Petitum ist, dass man versuchen sollte, wie Sie es vorhin schon angesprochen 
haben, das, was finanziell möglich ist, auch tatsächlich zu ermöglichen, ohne die 
Leute zu zwingen, auf die allerhöchsten Energiestandards zu gehen. Wesentlich 
sinnvoller ist es, wenn viele Leute ein bisschen was tun. Damit ist dem Klima mehr 
geholfen, als wenn ganz wenige Leute ganz viel tun. Das war ein falscher gedank-
licher Ansatz: EH 40 wäre natürlich unter dem Aspekt des Klimaschutzes das 
Beste, aber es ist schlicht und einfach nicht bezahlbar und nicht sinnvoll. Die letz-
ten paar Prozent der Einsparung werden durch das Aufkleben von Riesen-Isolie-
rungen erreicht, deren Herstellung auch wieder CO2 verursacht. Insofern wäre es 
extrem hilfreich, wenn man von diesem Absoluten wegginge und stattdessen mit 
kleinen Schritten eines nach dem anderen angeht, zum Beispiel Fenster oder 
Dachdämmung. Wir sind ja täglich mit Kunden zusammen und sprechen mit ihnen 
über das Thema. Am Schluss ist es immer eine Finanzfrage. Wenn es so viel Geld 
kostet, dass jemand gar nichts tut, ist das doch wesentlich schlechter, als wenn je-
mand einen Teil macht.

Wir haben uns im Unternehmen sehr intensiv mit der seriellen Sanierung beschäf-
tigt, weil wir denken, das ist ein Riesen-Betätigungsfeld. Wir haben sehr viel Geld 
und Zeit in die Hand genommen, um das systematisch durchzuplanen. Wir haben 
ein eigenes Projekt durchgezogen und gesehen, was das kostet. Wir haben dann 
mit unseren Kunden gesprochen. Die Leute machen es nicht, weil es – schlicht 
und einfach – sich nicht rechnet. Das kann einem jetzt passen oder nicht, aber 
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schlussendlich entscheidet die Wirtschaftlichkeit darüber, ob jemand die Investition 
tätigt oder nicht.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): Wenn wir CO2-Emissionen 
senken wollen, sollten wir danach steuern. Ich würde noch einen Schritt weiterge-
hen, um sowohl im Betrieb wie auch bei der Herstellung von Gebäuden vom Ener-
giebedarf und -verbrauch weg und hin zum CO2-Verbrauch zu kommen. Ein klassi-
sches Beispiel: Wir haben ein sanierungsbedürftiges Gebäude, bei dem sich eine 
Wärmedämmung gemäß Energieberatung lohnen würde. Das sehen wir heute im 
Energieausweis. Das Haus hat einen schlechten Energieeffizienzwert, als Empfeh-
lung kommt bei der Beratung heraus: Bitte eine Wärmedämmung drauf. – Damit 
sparen wir aber nicht wirklich CO2 ein, wenn auch vielleicht ein paar Kilowattstun-
den. Aber wir müssen gucken: Wieviel CO2 können wir im Betrieb nach der Maß-
nahme einsparen? Wieviel CO2 müssen wir investieren für die zusätzliche Wärme-
dämmung? – Wir müssen also das Gleiche bei CO2 wie bei den Euros machen. 
Das ist eine klassische Vollkostenrechnung: Lohnt es sich, 16 cm Wärmedämmung 
im Verbundsystem an die Fassade zu klatschen im Hinblick auf CO2? Denn diese 
16 Zentimeter verursachen CO2-Emissionen in der Herstellung. Das in der Effizi-
enzrechnung darzustellen, würde funktionieren, wenn man aus dem Energieaus-
weis einen CO2-Ausweis macht und beide Phasen, sowohl die Herstellung als 
auch die Nutzungszeit, berücksichtigt.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Das ist für mich ganz spannend: Ich 
erkenne keinen Unterschied zwischen den Ausführungen des Bauindustriever-
bands und den Ihren.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Da 
werden Sie auch keinen Unterschied erkennen. Wir sind nämlich genau derselben 
Meinung. Im Endeffekt ist das Hauptproblem der CO2-Ausstoß. So ein Gebäude-
prozess muss eine ganzheitliche Bilanz ergeben. Natürlich ist es im Betrieb gut, 
wenn es eine intakte Hülle gibt. Aber im Erstellungsprozess geht es um CO2-Aus-
stoß – und diesen Weg müssen wir berechnen. Der Einstieg in die Diskussion zum 
Klimaschutz war getrieben von der Verbesserung der Effizienz der Hülle; dafür hat 
es damals kein Bewusstsein gegeben. Aber jetzt ist der Erkenntnisstand sehr viel 
weiter; es geht um die Reduktion von Treibhausgasen, von CO2. Beim Neubau löst 
jeder Vorgang CO2 aus. Diese Bilanz ist im Moment die kritische, und die müssen 
wir rechnen. Wir brauchen eine Gesamtbilanz, die nicht mehr auf Energieeffizienz 
abzielt, sondern auf den Ausstoß von CO2. Diesen Paradigmenwechsel müssen 
wir wirklich vollziehen, und wir müssen ihn bei den Förderprogrammen nachvollzie-
hen. Da gebe ich Ihnen recht: Natürlich ist es wichtig, an den Stellen in der Bau-
substanz, wo es Wärmeverluste großen Ausmaßes gibt – durchgehende Balkon-
decken, Keller oder so –, Maßnahmen zu ergreifen. Aber der letzte Meter an 
Effizienz bringt uns nicht die große Einsparung. Deswegen muss dieser Paradig-
menwechsel weg von der Energieeffizienz hin zur CO2-Bilanz gehen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Herr Bodensteiner, Sie wollten noch 
etwas hinzufügen vorhin?

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich könnte das auch bei Frage 8 bringen. 
Hier passt es nicht rein.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Gut, gerne. Ich wollte Sie nur nicht 
ausgrenzen. Frau Patz, ich habe zwei Nachfragen an Sie. Sie haben zwei Wün-
sche an die Bayern geäußert, vielleicht könnten Sie die wiederholen und etwas 
näher ausführen.
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SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Gerne. 
Punkt 1 wäre eine Wiedereinführung der Abrissgenehmigung, um dem gebauten 
Bestand mehr Wertschätzung zu geben. Wir sind der Meinung: Allein wenn sich 
Gebäudebesitzer*innen damit beschäftigen müssen, was sie eigentlich an Werten 
und Dingen in ihrem Gebäude haben, ist damit schon ein Paradigmenwechsel ver-
bunden – nicht nur der hin zu CO2-Emissionen. Das unterschreiben wir alles so-
fort. Damit ist eine Wertschätzung dessen verbunden, was da ist. – Eine Abrissge-
nehmigung gab es schon einmal. Es gäbe auch ein Beispiel aus meinem 
Heimatland Österreich; dort wurde so etwas in ähnlicher Art und Weise eingeführt.

Punkt 2. Aktuell dürfen wir keine gebrauchten Bauteile wiederverwenden. Da könn-
te ein Vorstoß gemacht werden. Bis dato fehlen einheitliche Zulassungskriterien 
mit einem Pre-demolition-Audit nach einer DIN; fragen Sie mich jetzt aber bitte 
nicht nach der DIN-Nummer. Das wäre als Schritt 1 hilfreich, damit wir zu diesem 
Wiederverwenden kommen. Dazu würde natürlich passen, wenn bayernweit Mate-
rialbörsen eingerichtet würden. Denn für die Wiederverwendung gebrauchter Bau-
teile ist Lagerfläche essenziell.

Zu den 16 Zentimetern Dämmung möchte ich noch ergänzen: Solange mit fossilen 
Heizsystemen gearbeitet wird, sind diese zusätzlichen Emissionen für die Bauma-
terialien, egal bei welchem Dämmstoff, bei der Bestandssanierung rein für die Fas-
sadendämmung wieder amortisiert durch das, was eingespart wird. Klar, wir sind 
für nachwachsende Dämmstoffe, weil die einfach eine bessere CO2-Bilanz haben. 
Den Materialeinsatz für den Neubau sehen wir als das große Problem an; der 
macht die Hälfte der Emissionen im Gebäudebereich aus. Bei allen Maßnahmen, 
die wir im Bestand treffen, geht es zuerst um den Bestandserhalt, die Sanierung 
mit Maß und Ziel. Ob jetzt bei einem Gebäudeeffizienzhaus 55 rauskommen kann 
oder nicht, sei dahingestellt. Wir brauchen diese individuellen Sanierungsfahrpläne 
als Grundlage – damit sind wir wieder bei der wichtigen Grundlagenermittlung, um 
die Kosten beziffern zu können. Dann kann man auch eine Restlebensdauer von 
Bauteilen berücksichtigen, damit nichts weggeworfen wird, was noch intakt ist, und 
gute Pläne machen. Man muss dann auch nicht alles auf einmal umsetzen, son-
dern kann sie auch schrittweise umsetzen.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Dazu 
hätte ich eine Nachfrage. Sie schlagen die Wiedereinführung von Abrissgenehmi-
gungen vor. Wer soll entscheiden? Wenn irgendein Beamter entscheidet, man 
könnte sanieren, darf der Bauwerber nicht abreißen – oder wie stellen Sie sich das 
vor? – Ich bin über jede Verordnung froh, die abgeschafft wurde. Eine Wiederein-
führung wäre ja absolut kontraproduktiv. Insofern würde mich interessieren, wie Sie 
sich das vorstellen.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Natürlich 
brauchen wir dafür unabhängige Sachverständige und einen Kriterienkatalog, 
damit es eine einheitliche Prüfung gibt – da auch wieder mit Lebenszyklusbetrach-
tung, bei der man einfach gegenüberstellt, was der Bestandserhalt mit Sanierung 
gegenüber Abriss und Neubau bedeutet. Dann müsste man den Abriss und die 
Emissionen, die dadurch entstehen, dem Ersatzneubau zukommen lassen. Wir 
wünschen uns hier ein Vier-Augen-Prinzip und einen klaren Kriterienkatalog, der 
abzuarbeiten ist. Wenn’s da ein Muster gibt, stelle ich mir das nicht so aufwendig 
vor.

Abg. Joachim Konrad (CSU): Ich habe keine Fragen, sondern ein paar Anmer-
kungen, und vielleicht geht es den Kolleginnen und Kollegen ähnlich: Wenn hier 
einzelne Sachverständige fordern, dass die EnEV und das Gebäudeenergiegesetz 
verschärft werden, dann muss ich sagen: Die Leute haben die Zeichen der Zeit 
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nicht erkannt. Wir müssen Bauen günstiger machen, anstatt es noch zu verteuern. 
Dieser Auffassung widerspreche ich ganz vehement. – Frau Patz, Sie fordern die 
Abrissgenehmigung. Wir tun derzeit alles, um die Zahl der Vorschriften zu reduzie-
ren. Ich kann mir schwer vorstellen, dass wir in dieser Phase eine neue Vorschrift 
erlassen werden. Ich gebe Ihnen aber total recht, wenn Sie sagen, dass Bestand 
als Bestand akzeptiert werden muss. Wir müssen dahin kommen, an einen Be-
standsumbau nicht die gleichen Anforderungen zu stellen wie an einen Neubau: 
SiGeKo, Brandschutz, Raumhöhen. Wenn wir so weit kommen, dass wir den Be-
stand als Bestand akzeptieren, haben wir schon viel gewonnen.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ich 
glaube, Sie haben das falsch verstanden. Niemand hat gefordert, dass die Effizi-
enzanforderungen höher werden – im Gegenteil: Ich glaube, genau der Paradig-
menwechsel und die Hinwendung zu einer CO2-Bilanzierung sind gefordert. Ich will 
jetzt nicht über eine Abrissgenehmigung oder neue Bürokratie reden. Aber Fakt 
wird sein, dass alles Wertstoff ist, was eine Baustelle verlässt, auch bei einem Ab-
riss. Diese Wertstoffe haben künftig einen Wert – entweder zahle ich sowieso ver-
schärft für eine Entsorgung, oder – und dazu muss es eigentlich kommen – man 
erkennt, dass es sich um Wertstoffe handelt. Dann brauchen wir hier in Bayern die 
notwendige Infrastruktur-Fläche inklusive der Lagerflächen, um diese Wertstoffe 
tatsächlich wieder in einen Kreislauf zu bekommen. Wenn das einmal erkannt 
wurde, ist der Bestand im erhaltenen Zustand eine wertvolle Ressource, aber auch 
dann, wenn er in seine Einzelteile zerlegt wurde. Das hat sie wohl gemeint: Der 
Wert dieses Rohmaterials und sogar ganzer Bauteile muss erkannt werden. In an-
deren Bundesländern gibt es schon seit den Sechzigerjahren so einfache Dinge 
wie Baustoffbörsen. Dort kann man sich beispielsweise Bestandsfenster holen. – 
Das ist jetzt nur ein winziger Punkt, aber ich glaube, dass der Paradigmenwechsel 
noch einsacken muss und mit ihm die Erkenntnis, dass da draußen ein riesengro-
ßes Rohstofflager ist und als solches mit Wert belegt werden sollte. Dann kommen 
wir auch gedanklich zu einer Kreislaufwirtschaft, in die wir ultimativ sowieso kom-
men werden, weil die Rohstoffe nicht mehr zur Verfügung stehen. Das ist nur eine 
Frage der Zeit.

Abg. Markus Striedl (AfD): Zum Vorschlag der Abrissgenehmigung möchte ich 
aus der Praxis sagen: Man kann sowas natürlich machen. Der Effekt davon ist 
dann die Haltung: Wann ist die Hütte so weit verfallen, bis sie abgerissen werden 
muss? – Das kennen wir zur Genüge aus der Zeit, in der es noch Abrissgenehmi-
gungen gab.

Zur Grundsteuer nach Gebäudewert hätte ich eine Frage. Das hört sich ja erst mal 
toll an. Die Frage ist: Welcher Bauherr investiert noch großartig in sein Gebäude, 
wenn man sagt: Es ist ja schön, wenn du eine höherwertige Wohnung baust, dein 
Gebäude dämmst, eine andere Heizung einbaust – was auch immer –, und dann 
ist das Gebäude mehr wert. Dann müssen Sie auch mehr Steuern dafür bezahlen.

Mein nächster Punkt ist die CO2-Steuer.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Herr Kollege, würden Sie bitte hinzufü-
gen, an welchen Experten sich Ihre Frage richtet?

Abg. Markus Striedl (AfD): Die Grundsteuer nach Gebäudeart hat wer nachge-
fragt? – Die Frage nach der Verzehnfachung der CO2-Steuer kam von dem Herrn 
von der Ingenieurkammer, kann das sein?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Okay. Unsere Experten hören genau 
zu und finden heraus, ob sie antworten können. – Die Kollegen, die sich später zu 
Wort melden, nennen bitte immer den Adressaten dazu. Das macht alles leichter.
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Abg. Markus Striedl (AfD): Ich hätte die allgemeine Frage an die Runde: Haupt-
sächlich sprechen wir über CO2, nicht über Bauen im Bestand. Wir müssen uns 
doch einmal darüber klar werden, ob wir wollen, dass weiterhin gebaut wird. Wol-
len wir der Wohnungsnot entgegenwirken – oder wollen wir alles verteuern und 
verkomplizieren, indem wir von diversen Vorgaben sprechen? – Gerade in Bayern, 
wo der Wohnungsmarkt extrem angespannt ist, muss man sich darüber Gedanken 
machen, in welche Richtung man generell geht. Möchte man dieses CO2-Spiel-
chen mitspielen und das besteuern und dort dämmen, oder sagen wir: Liebe Bau-
herren, wenn ihr bauen könnt, dann baut!

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Das muss eine Steuer sein, die sich auf 
das Grundstück bezieht. Wir haben Grundstückspreise, die sich nach dem Wert 
des jeweiligen Grundstücks aufgrund seiner Lage richten. Ein Grundstück am Mari-
enplatz ist also deutlich mehr wert als ein Grundstück in Poing; deswegen muss 
dieses Grundstück auch höher besteuert sein. Das Gebäude bleibt bei dieser Form 
der Grundsteuer unberücksichtigt. Wir wollen ja, dass Häuser gebaut werden, dass 
sie erhalten werden, und wir wollen sie nicht zusätzlich besteuern.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Viel-
leicht haben Sie darauf rekurriert, dass ich von der Entwicklung des CO2-Preises 
gesprochen habe. Das Umweltbundesamt sagt, dass die Tonne CO2 eigentlich 
nicht 45 Euro wert sein müsste, sondern 250 Euro. Denn wenn man die Werte rich-
tig rechnet, müsste man Klimakatastrophen und Folgekosten einrechnen. Deswe-
gen würde der Preis sogar, wenn der Wert über mehrere Generationen berechnet 
würde, auf 850 Euro gehen. Die wahren Kosten dieser ökologischen Auswirkungen 
werden nicht ernsthaft ermittelt; im Endeffekt geben wir für das Bauen, wenn wir in 
die Klimakatastrophe rauschen, sehr viel mehr Geld aus. Wir müssen nur mal 
schauen, was bei einer Flutkatastrophe passiert und welche Gelder da fließen. 
Diese Werte kalkulieren die wirklichen Schäden eben mit ein.

Abg. Ursula Sowa (GRÜNE): Ich frage Herrn Gebbeken, Frau Haack und 
Frau Patz.

Erstens. Inwiefern ist für Sie diese Diskussion gewinnbringend im Hinblick darauf, 
dass es vonseiten des Bauindustrieverbands Bedenken gibt, das Bauen werde bü-
rokratischer? Können Sie das entkräften?

Zweitens. Es gibt verschiedene Berechnungen für den Bestand. In welcher Zeit-
spanne würden Sie die Lebenszykluskosten ansetzen? Sprechen wir von 50, 80 
oder 100 Jahren? Wie würde die Forderung, Lebenszykluskosten zu berechnen, 
bei der Vergabe von öffentlichen Bauaufträgen aufschlagen?

Drittens. Was hätten Sie denn gerne nach unserer heutigen Diskussion? In welcher 
Form würden Sie Ihre Expertise im parlamentarischen Verfahren gerne sehen? 
Was wäre für Sie der nächste Schritt, den man gehen müsste, um das Bauen im 
Bestand zu stärken?

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Bürokratieabbau und Bürokratieaufbau sind in Zeiten der Transformation 
ganz schwierig; in diesen Zeiten gibt es neue Entwicklungen, die geregelt werden 
müssen. Insofern muss man genau abwägen, welche Regelungen abgeschafft 
oder vereinfacht werden können und welche wir brauchen, damit wir die Transfor-
mation schaffen. Diesen nicht ganz so einfachen Diskurs müssen wir halt führen.

Bei den Lebenszykluskosten müssen wir unterscheiden, insbesondere bei den Ge-
bäuden. Dort haben wir den Rohbau, der graue Energie bindet; er wird im Moment 
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auf 50 Jahre gerechnet. Wir sehen aber, dass wir locker auf hundert Jahre kom-
men, wenn wir solide bauen, was wir in Deutschland tun. Wir könnten durchaus 
auch auf 150 Jahre setzen. So lange können wir Standsicherheit, Gebrauchstaug-
lichkeit gewährleisten. Der andere Bereich ist der Aufbau der technischen Gebäu-
deausrüstung. Die Kosten hierfür machen inzwischen 40 % der Gebäudekosten 
aus; dieser Bereich ist nach zehn bis zwanzig Jahren veraltet. Wir müssen uns Ge-
danken darüber machen, was wir in Zukunft bauen wollen. Sind die smart buildings 
wirklich geeignet, im Betrieb Energiekosten zu reduzieren, oder sind sie die Kos-
tentreiber, weil wir das Zeug alle zwanzig Jahre auswechseln müssen? – Diese 
grundsätzliche Diskussion müssen wir führen. Deswegen ist die Berechnung der 
Lebenszykluskosten nicht ganz so einfach, Frau Sowa. Der Rohbau, der die graue 
Energie bindet, versetzt uns in die Lage, dass wir weniger Baustoffe brauchen, we-
niger Lkw-Fahrten haben, weniger Diesel verbrauchen, weniger Fachkräfte benöti-
gen, weniger Feinstaub erzeugen etc. Aber was machen wir mit der TGA, der 
Technischen Gebäudeausrüstung? – Diese grundsätzliche Frage besprechen wir 
auch beim Gebäudetyp E.

Mein Wunsch nach dieser Diskussion? – Das ist ganz schwierig. Als Unternehmer 
muss ich betriebswirtschaftlich denken. Da habe ich eine Verantwortungsethik ge-
genüber dem Unternehmen. Als Verbandspräsident und als Bürger habe ich eine 
Verantwortungsethik und muss auch an meine Enkeltochter denken. Bei der Dis-
kussion, die wir bei uns im Forschungszentrum RISK führen, geht es um die Frage: 
Wenn wir die Klimaproblematik in den nächsten zwanzig Jahren nicht in den Griff 
kriegen, laufen wir auf Katastrophen zu, die für uns nicht mehr finanzierbar, nicht 
mehr menschlich handhabbar sind. Die globale Verantwortung ist die andere, die 
wir haben. Jetzt wird es schwierig: Die Politik möchte gerne – Herr Baumgärtner 
hat es gesagt – möglichst klare Vorgaben bis ins Detail. Die große Herausforde-
rung ist es, zum einen betriebswirtschaftlich und zum anderen volkswirtschaftlich 
vernünftig zu arbeiten. Wenn wir diese beiden Dinge in Einklang bringen könnten 
und wir es schaffen, Sie aus dem Wahlzyklus zu einer Übergenerationen-Lösung, 
zu langfristigen Überlegungen, zu bringen, wäre das wirklich toll. Daran wäre uns 
sehr gelegen.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ich 
möchte direkt anknüpfen. Im Endeffekt ist das der Weg, Frau Sowa, den wir mit 
dem Gebäudetyp E beschritten haben. Es geht darum, einen Weg zu finden, wie 
die Fachlichkeit ihre Expertise und Innovationskraft einbringen kann, aber auf je-
weils unterschiedliche Art und Weise, das heißt quasi die Möglichkeit, innovativ 
planen und bauen zu können. Deswegen wäre der Schritt – auch das, was die Po-
litik für uns tun könnte –, Zielvorgaben zu setzen, beispielsweise verbindliche CO2-
Grenzen. Aber wie wir zu dem Ziel kommen, soll von der Art und Weise abhängen, 
wie wir planen und bauen. Das kann auf der einen Seite ein Bauwerk sein, das 
über 150 Jahre eine gute Bilanz hat, weil es wegen seines nutzungsneutralen 
Grundrisses gar nicht geändert werden muss. Das kann aber auch jemand sein, 
der nachwachsende Rohstoffe hat, und sie in einem kürzeren Zyklus einsetzt und 
umsetzt. Das heißt: Das Ziel muss die Regel sein, und die Fachlichkeit erfüllt die-
ses Ziel auf jeweils unterschiedlichen Wegen vor dem Hintergrund der unterschied-
lichen Baustoffe, die wir zur Verfügung haben. Damit wird der Fachlichkeit bei ver-
einbarten Zielvorgaben mehr Freiraum gegeben.

Genau das ist auch der Weg, den der Gebäudetyp E beschreibt. Wir lernen genau 
das im Moment von den 19 Pilotprojekten, die wir in Bayern haben und die wir aus 
diesem Grund begleiten. Die Untersuchungen zeigen – da gebe ich Herrn Gebbe-
ken völlig recht –, dass kurzlebige Elemente wie komplizierte Haustechnik im lang-
fristigen Betrieb schwer handhabbar und teuer sind. Sie sind eben nicht 50 oder 
100 Jahre im Betrieb, sondern führen mit ihrer Steuerungstechnik einfach zu irren 
Kosten. Wir kämen zum selben Ziel, wenn wir das hätten, indem wir das gar nicht 
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einsetzen müssten, etwa unterschiedliche Lüftungsvorgaben. Bei manchen Schu-
len zeigt sich das, wenn wir andere Wege gehen dürfen. Deswegen ist auch der 
Gebäudetyp E für das Bauen im Bestand sehr wesentlich, weil wir sagen können: 
Nicht jede Norm, die es da gibt, muss eingesetzt werden. Freiheit in der Planung 
ist im Endeffekt der nächste Schritt.

Dann gibt’s eine Wahrheit, die vielleicht politisch schwer vermittelbar ist. Aber ich 
finde, darüber müsste man viel mehr reden. Insgesamt geht es, glaube ich, auch 
darum, zu sagen, dass vielleicht die Zeit vorbei ist, in der alles üppig, viel, groß, mit 
vielen Quadratmetern versehen sein musste. Vielleicht müssen wir insgesamt den 
Pro-Kopf-Verbrauch von Wohnfläche etc. pp. Infrage stellen. Was brauchen wir 
denn wirklich? Wie verhalten wir uns generell als Gesellschaft? – Ich finde, da 
müssten ein paar gesellschaftliche Wahrheiten mit auf den Tisch. Ich würde mir auf 
alle Fälle wünschen, dass im politischen Diskurs auch mal angesprochen wird, 
dass es an der Zeit ist, ein paar Suffizienz-Gedanken mit an Bord zu nehmen. 
Langfristig ist die Überlegung, der Fachlichkeit etwas mehr Spielraum zu geben, 
eine Zielvorgabe, die man im Konsens setzen kann.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Ich habe 
ohnehin nicht mehr viel zu sagen, weil die wesentlichen Punkte von den beiden 
Vorrednern schon genannt wurden. Es geht um die Kommunikation, die Sie als 
Freistaat Bayern nach außen tragen und vorleben. Das Strafjustizzentrum Mün-
chen wäre ein gutes Beispiel, um den Bestandserhalt vorzuleben.

Genau um die Entschärfung bürokratischer Hürden geht es bei dem, was wir uns 
wünschen. Baden-Württemberg hat das für die Erfüllung der gesetzten Ziele getan. 
Die Ziele sind ganz klar: Wir wollen den Brandschutz nicht abschwächen, sondern 
wir brauchen alternative Lösungswege. Wenn es dafür einen Katalog gibt anstatt 
nur eines einzigen Lösungswegs, wäre uns in der Praxis schon geholfen. – Bei den 
Bauherren taucht immer wieder die Frage auf, ob sie dann noch Bestandsschutz 
haben. Wir brauchen eine klare Definition, wann und für was er gilt. Solche Unsi-
cherheiten kann man entschärfen. – Unser großer Wunsch ist eine Änderung der 
Bauordnung, mit der in erster Linie die Kostentreiber rausgenommen werden soll-
ten. Die Stellplatzregelung verhindert derzeit Aufstockungen, weil dabei zusätzliche 
Stellplätze im Bestand zu schaffen sind. Das ist schwierig. Da kann man was tun.

Abg. Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Frau Patz, Sie haben gesagt, eine Art 
Materialbörse wäre sehr wichtig. Welche Materialien kann man nach Ihrer Auffas-
sung noch verwenden, wenn ein Haus abgerissen wird? – In meiner bisherigen 
Aufgabe als Bürgermeister wurde auch einiges abgerissen, obwohl ich als Bürger-
meister auch saniert habe. Ich finde es auch ganz wichtig, dass bestimmte Gebäu-
de erhalten werden. Warum nicht, wenn sie in Ordnung sind. Aber manchmal geht 
es einfach nicht mehr, wenn die Gebäude abgewohnt und fertig sind. Dann müs-
sen sie weg. Bei solchen Häusern wäre die Frage, was man noch verwenden kann 
– zu 99,9 % nichts mehr. Mich würde interessieren, an welche Materialien Sie da 
denken.

Alle anderen Experten frage ich noch nach der Frage 3. Ich bräuchte da etwas 
mehr Substanz, mehr Hinweise, welche Regelungen dem Bauen im Bestand ent-
gegenstehen. Welche Regelungen müssten entfallen, damit das leichter, einfacher 
und schneller geht?

Frau Patz, Sie haben vorhin gesagt, dass bei Aufstockungen zusätzliche Stellplät-
ze geschaffen werden müssten. Aufstockungen lösen kein Mehr an Stellplätzen 
aus – das Erste Modernisierungsgesetz regelt das klipp und klar. Wenn Sie aufsto-
cken und so eine neue Wohnung schaffen, löst das keine zusätzliche Stellplatz-
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pflicht aus. Genau diese Frage haben wir vorletzte Woche geklärt. Ich habe den 
Sachverhalt zunächst auch so gesehen wie Sie, aber wir wurden von einem Vertre-
ter des Staatsministeriums aufgeklärt, dass eine Aufstockung keine zusätzliche 
Stellplatzpflicht auslöst.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Das ist eine 
erfreuliche Nachricht. Sorry, dass ich das falsch auf dem Schirm hatte, obwohl ich 
es extra nochmal durchgelesen hatte.

Wiederverwenden kann man im Endeffekt sehr viel. Dabei geht es nicht nur um 
den Komplettabbruch eines Gebäudes, sondern auch bei einem Umbau kann viel 
wiederverwendet werden. Beispielsweise bei Büroimmobilien haben wir innerhalb 
des Gebäudes alle zehn Jahre einen Wechsel; da ist die Lebensdauer des Gebäu-
des noch lange nicht erreicht. Vielleicht passt der gesamte Innenausbau nicht mehr 
zu den Ansprüchen, auch wenn er noch keine zehn Jahre alt ist, kann aber woan-
ders wieder eingebaut werden. Tragende Bauteile, etwa eine Stütze, die in einem 
Gebäude gerade noch getragen hat, wird, sobald ich sie aus dem Gebäude bringe, 
ohne dass es eben ein Pre-Demolition-Audit gibt, zu Abfall und hat auf einmal kei-
nen Wert mehr. Damit Bauteile nicht ihre Wertigkeit verlieren, wäre die klare Defini-
tion so wichtig: Wir wollen das wiederverwenden. Ich spreche nicht von Rezyklaten 
in erster Instanz, sondern von gesamten Bauteilen, Türen, Fenstern, Dachziegeln. 
Ich finde heute keinen Dachdecker, der mir Dachziegel erneut einbaut; sie sagen: 
Sie müssten dafür Gewähr leisten, und das geht vom Aufwand her gar nicht. – Wir 
haben hier in der Praxis einfach einen blöden Konflikt. Es geht um ganz pragmati-
sche Sachen. Deshalb wäre eine Bauteilbörse, angefangen von Ziegeln über 
Türen und so weiter, ein großes Sammelsurium und würde viel Platz benötigen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Diese Frage 3 würden wir einmal 
durchgehend, also von jedem Experten, behandeln.

Abg. Jürgen Mistol (GRÜNE): Erst einmal herzlichen Dank für die wirklich spann-
enden Beiträge, die wir heute schon vernehmen konnten. Meine Frage richtet sich 
an Frau Prof. Haack. Sie haben Bezug genommen auf den Gebäudetyp E und die 
19 Pilotprojekte, die gerade am Start sind. Sie betreffen fast alle den Wohnungs-
bau und sind Neubauprojekte. Ich fände es aber spannend, einmal ein Bestands-
gebäude mit dem Gebäudetyp E in den Fokus zu nehmen. Würden Sie das für 
sinnvoll erachten, wenn man diese 19 Pilotprojekte durch weitere Projekte aus 
dem Bestandsbereich erweitert?

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ja, das 
fände ich super. Allerdings musste man sich bewerben für den Prozess. Naturge-
mäß haben sich viele Gemeinden beworben, bei denen Schulbau oder irgendwas 
Wichtiges ansteht; zudem wurde der Proporz über alle Regierungsbezirke ge-
wünscht. Es gibt schon ein Bestandsgebäude – ich glaube, es das Prinzregenten-
theater mit Florian Nagler –, das dabei ist. Insgesamt fände ich es großartig, wenn 
man den Bestand in die Reihe der Pilotprojekte aufnehmen könnte. Da würde sich 
dann wirklich die Erleichterung zeigen, wenn man nicht jeden Standard erfüllen 
muss, den ein Gebäude, das vor fünfzig oder hundert Jahren gebaut wurde, ein-
fach nicht erfüllen kann.

Ich habe einmal einen Anruf aus Thüringen erhalten, und mir wurde gesagt: Jetzt 
reißen wir das ganze Gebäude ein, weil die Treppenstufen drei Millimeter zu nied-
rig sind. Auf diesen Treppen sind Hunderte von Leuten im Lauf der Generationen 
rauf- und runtergegangen; das ging alles prima. Es war ein prima Treppenhaus, 
aber der Bestand konnte nicht erhalten werden. – Solche Beispiele zeigen, dass 
wir Flexibilität brauchen. Wenn wir Bestandsgebäude in so ein Programm aufneh-
men würden, wäre das fantastisch – denn dann könnte man auch belegen, dass 
diese Gebäude selbstverständlich revitalisiert und aktiviert werden können. Das ist 
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auch eine spannende Aufgabe. Man muss ja nicht davon ausgehen, dass das Ge-
bäude bei mehr Flächenbedarf immer in den alten Grenzen bleibt. Vielleicht wird 
so ein Bestandsgebäude der innere Kern, über dem es eine große Hülle gibt. Be-
stand heißt ja nicht, dass der Status quo eines Gebäudes eingefroren wird, son-
dern nur, dass die Substanz erhalten bleibt und damit was gemacht wird. In diesem 
Paket ist natürlich Neu-, Umbau und alles Mögliche enthalten.

Abg. Sabine Gross (SPD): Vielen Dank für die interessanten Einblicke. Meine 
Frage richtet sich an Herrn Geiger. Sie haben von seriellem Umbau gesprochen. 
Ist der an der Finanzierung gescheitert oder am Interesse der Investoren? Was 
muss ich mir unter seriellem Umbau vorstellen?

Meine zweite Frage geht an Frau Prof. Haack und vielleicht an Herrn Prof. Gebbe-
ken. Uns fehlen 200.000 Sozialwohnungen. Wie sehen Sie die Chancen für die 
Herstellung von Sozialwohnungen im Bestand?

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Serielle 
Sanierung heißt, dass man zum Beispiel komplette Fassaden herstellt – Holz, mit 
Fenstern drin, Isolierung und so weiter. Man baut nicht im Bestand um, sondern 
hängt Fassaden an bestimmte Gebäudetypen, an größere Gebäude, um dann 
nicht die einzelnen Bauteile anbringen zu müssen. So können auch die Mieter drin 
wohnen bleiben. Das ist die Überlegung, überall das Gleiche zu machen mit vorge-
fertigten Bauteilen.

Abg. Sabine Gross (SPD): Bei der Fassade verstehe ich das. Dach vielleicht auch 
noch?

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Viel-
leicht auch. Aber hauptsächlich betrifft das Thema die Fassade.

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Frau Gross, Ihre Frage würde ich nicht nur auf Sozialwohnungen bezie-
hen, sondern überhaupt auf bezahlbare Wohnungen. Da würde ich wieder auf den 
Gebäudetyp E verweisen. Ich predige da immer, nach dem ESEL-Prinzip zu 
bauen. Damit meine ich: experimentell, suffizient, einfach und low tech. Wenn wir 
diese vier Grundsätze beachten, bekommen wir bezahlbare Wohnungen. Dabei ist 
es egal, ob das sozial oder sonst was ist. Wie beim Autokauf sollte derjenige, der 
mehr will, die Zusatzausstattung bestellen und bezahlen. Dann kriegt er sie auch. 
Bauträgerwohnungen sind heute so ausgestattet, dass ich die Rollläden nicht mehr 
händisch betätigen kann; es gibt eine Zwangslüftung und alles Mögliche. Ich frage 
mich: Sind die Menschen zu doof zum Lüften? Ich brauche doch nur querzulüften. 
Dann brauche ich keine Zwangslüftung – und ähnliche Dinge. Lassen Sie uns also 
mal auf das zurückgehen, was wir grundsätzlich als Wohnung brauchen, auf das, 
was wir vor hundert Jahren gemacht haben, und dann überlegen: Was brauchen 
wir add on?

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ich 
würde das alles unterschreiben. Ein interessanter weiterer Aspekt ist Folgendes: 
Zu klären ist zunächst, nach welchem Zeitraum eine Wohnung aus der sozialen 
Bindung fliegt. Darüber sollte man mal nachdenken. Wichtig sind aber auch die 
Maßnahmen, die man relativ sofort ergreifen könnte. Im Moment wird im Kollegen-
kreis eine Studie vorbereitet – sie wird in Kürze fertiggestellt –, die da heißt: Office 
to Housing. Da wird genau untersucht, unter welchen Rahmenbedingungen man 
Büro- oder auch Gewerbeimmobilien wirklich umnutzen kann. Wenn Sie das durch-
lesen, werden Sie merken, dass der Teufel im Detail steckt. Deswegen bekommen 
Sie von uns auch keine pauschalen, einfachen Antworten. An welcher Stelle hakt 
der Brandschutz? Wie kriege ich den rein? – Wir brauchen eine Erleichterung bei 
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Nutzungsänderungen; die haben ja auch alle gefordert. Wenn man einen Raum 
umnutzt von Wohnen in Gewerbe oder vice versa von Büro in Wohnen, sollten die 
Baugenehmigungen genügend Flexibilität haben, um das zu ermöglichen. All diese 
Fragen müssen wir uns anschauen. Denn es gibt viele Gewerbeimmobilien oder 
auch Büroimmobilien, die man jetzt umnutzen könnte. In vielen Städten gibt es 
große Kaufhäuser; Sie sehen, wo der Leerstand ist. Das sind spannende Um-
bauaufgaben. Da kriegt man auch nicht nur fünf Wohnungen unter, sondern eine 
ganze Menge. So ein großes Umnutzungsprojekt als Gebäudetyp E wäre als Pilot-
projekt auf alle Fälle beispielgebend. Davon könnten wir für unsere Normen und 
Regeln und die Erleichterungen der Bauordnung, die man dafür bräuchte, sehr viel 
lernen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich war Chef einer Wohnungsbauge-
sellschaft mit siebenhundert Wohnungen, alle aus der Nachkriegszeit. Was muss 
ich tun, wenn ich sie umbaue, also wiederherstelle, um kostengünstig arbeiten zu 
können? – Da gibt es zwei Thesen aus meiner Sicht. Entweder sind die volkswirt-
schaftlichen Anreize so, dass sie betriebswirtschaftlich funktionieren, oder wir orga-
nisieren die Betriebswirtschaft so, dass sie Auswirkungen auf die Volkswirtschaft 
hat. Ich gehe davon aus, dass in der heutigen Zeit das Letztere der Fall sein wird: 
Ich muss es betriebswirtschaftlich so organisieren, dass es volkswirtschaftliche Ef-
fekte hat. Da hätte ich mal diese konkreten Fragen an den Sachverständigen 
Schmitt, der unsere Fragen doof findet, und an den Sachverständigen Geiger, der 
mit hoffentlich sagt, was ich tun muss, damit es kostengünstig ist.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Ich war mit jetzt nicht sicher, ob ich das akustisch 
richtig verstanden habe: Herr Schmitt, der unsere Fragen doof findet?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Wo ist die Schraube, an der ich dre-
hen muss, damit das Bauen im Bestand kostengünstig ist? – Eine einfache Frage.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Herr Vorsitzender, ich finde es ein bisschen interes-
sant, dass Sie als erste Maßnahme die Wertung eines Sachverständigen infrage 
stellen. Mit Verlaub, der Politiker sind Sie. Ich bin hier als Sachverständiger gela-
den. Von daher – –

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Sie haben doch gesagt, dass meine 
Fragen schlecht sind. Also, beantworten Sie jetzt meine Frage.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Auch das habe ich nirgendwo behauptet. Ich habe 
ganz im Gegenteil versucht klarzumachen, dass es doch eine große Schnittmenge 
gibt. Nur der Ansatz, der Anlauf, der Weg, aus dem ich komme, ist vielleicht ein an-
derer. Selbstverständlich bin ich für das Bauen im Bestand; darin steckt sehr viel 
Potenzial: Energieeinsparung, wir können Ressourcen schonen. Das ist doch über-
haupt keine Frage. Letztendlich sehen wir im Bestand auch unsere Kultur, die wir 
natürlich erhalten und schützen wollen. – Ihre konkrete Frage war?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): An welcher Schraube muss ich dre-
hen, damit das Bauen im Bestand kostengünstiger wird? Was schlagen Sie vor?

SV Alfred Schmitt (Architekt): Da ist zunächst einmal die Tatsache zu nennen, 
dass man nicht die gleichen Auflagen und DIN-Normen nehmen sollte, die wir für 
den Neubau nehmen. Es gibt sehr viele technische Normen. Im Hochbau haben 
wir ca. 3.000 Normen; sie alle beim Bauen im Bestand umzusetzen, macht das 
Ganze sehr, sehr teuer. Der Ansatz darf also meiner Ansicht nach nicht sein, beim 
Bauen im Bestand müsse der jetzige technische Stand umgesetzt werden, son-
dern der Stand, der zum Zeitpunkt der Herstellung des betreffenden Gebäudes ge-
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golten hat. Einschränkend gelten natürlich Sicherheitsmaßnahmen. Damit wäre 
schon eine ganze Menge gewonnen.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Ich 
habe auch zwei Nachfragen. Erstens: Geht es um Sie als Bauherr unter den jetzi-
gen Gesetzen oder wenn Sie die Gesetze ändern könnten?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich als Bauherr, wenn ich die Gesetze 
ändere. – Das ist die Voraussetzung für alles. Denn ich sehe schon, welche Ein-
schränkungen wir haben: Schallschutz und dergleichen mehr. Ich glaube, wir müs-
sen davon wegkommen.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Punkt 1 
wäre aus meiner Sicht, zu versuchen, die Themen Planen und Bauen aus einer 
Hand zu bekommen, damit die Schnittstellenproblematiken wegfallen, die sehr oft 
extrem hohe Kosten verursachen. Das wäre ein Rat, den ich Ihnen persönlich 
geben würde.

Punkt 2. Ich würde versuchen, an bestimmten Stellschrauben zu arbeiten. Diese 
Frage wurde ja an uns alle gestellt. Zum einen ist der Brandschutz nach meiner Er-
fahrung mit der größte Kostentreiber. Der Brandschutz ist extrem verschärft wor-
den. – Dann kommt das Thema A Lärm/TA Luft. Was braucht man wirklich an 
Lärmschutz und Ähnlichem? – Ein Drittes wäre zu versuchen, ob ich das Bauen 
systematisieren kann. Ich müsste dazu jetzt wissen, wie Ihre Wohnungen aus-
schauen: Sind das viele Häuser mit kleinen Wohnungen, sind das sehr große 
Wohnblöcke? Wie sieht das aus?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Viele Blöcke mit 25 Wohnungen; das 
sind alles Nachkriegszeithäuser, aus allem Möglichen zusammengebaut.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Das Al-
lerwichtigste wäre es hier, sich gemeinsam mit dem Planer ein systematisiertes Sa-
nieren zu überlegen, das mit dem Planer und den Ausführenden zu besprechen 
und versuchen, dass Sie überall gleich sanieren können. Das ist ja eines der gro-
ßen Themen, dass bei jedem Bau irgendwas anders gemacht wird. Das wäre eine 
ganz wichtige Empfehlung. Ansonsten geht es um das Thema Stellplätze; den Si-
GeKo-Koordinator könnten Sie abschaffen. Damit würden Sie Geld sparen. Das ist 
eine Vereinfachung, die überall gebraucht wird; diese Vorgabe ist aus meiner Sicht 
völlig sinnfrei. – Das sind so die Hauptthemen. Ich glaube, am Wichtigsten ist es, 
sich das System zu überlegen, zu überlegen: Was kann ich drin lassen? Da gebe 
ich den Kollegen sehr recht, wenn es um Treppen, Fenster geht. Entscheidend ist, 
ein gescheites System zu überlegen, damit durchgehend alles nach dem gleichen 
Raster saniert werden kann. Dann haben Sie Mengen- und Schnittstelleneffekte, 
Planungseinsparungen. So können Sie dann sehr effizient bauen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich will noch hinzufügen: Der Berater, 
den man dort hat, sagt: Reißt alles ab! – Ich will auch sagen, warum: Er sagt näm-
lich, dann seid ihr kostensicher.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Eine gute 
Grundlagenermittlung wäre hier das Stichwort. Nur ergänzend – ein paar Dinge 
wurden schon gesagt –: Es geht um diese Definition des Bestandsschutzes: Man 
sollte sich auf diejenigen Bauteile fokussieren, die wirklich verändert werden, wäh-
rend alles andere bleiben darf, wie es ist.

Dazu wären auch die Potenziale auszuschöpfen. Ich versuche immer, dieses 
Thema voranzubringen; das ist mein Lieblingsthema. Gerade in den Nachkriegsge-

24
Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

18. BV, 26.11.2024

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5151
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5151
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5151


bäuden haben wir einen Bestand, bei dem ein bis zwei Geschosse technisch in 
den meisten Fällen gehen. Das heißt: Gegenfinanzierung über zusätzliche Mietflä-
chen. Die Crux ist: Dafür gibt es im Moment vom Bund keine Förderung; da fällt 
man aus dem Raster. Denn die energetische Sanierung betrifft die Bestandseinhei-
ten. Wenn zusätzliche Flächen geschaffen werden, wenn Wohnraum im Bestand 
geschaffen wird, wäre eine zusätzliche Förderung durch den Freistaat eine Option. 
Wenn es unter 50 Quadratmeter mehr sind, gilt noch die mögliche Förderung über 
das GEG; wenn’s mehr ist, fällt man durch das Raster.

Also: Ein Sanierungsfahrplan in Kombination mit dem Ausschöpfen des Potenzials, 
und dann das Ganze möglichst in Serie durchziehen, damit es schneller geht.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Darf ich 
zu Ihrer Frage noch eines ergänzen? – Sie haben vorhin gesagt, Sie wollten von 
der betriebswirtschaftlichen auf die volkswirtschaftliche Nutzung kommen. Dann 
muss man halt schlicht und einfach, ob das den Kollegen hier gefällt oder nicht, die 
Alternativen anschauen. Ich nenne Ihnen dazu zwei Beispiele:

Ich bin Mitglied des Aufsichtsrats des Zweckverbandes Schulen Kempten und 
Oberallgäu. Wir sanieren derzeit den Berufsschulkomplex in Kempten, und ich 
habe angeregt, im Vorfeld die Alternativen Abriss und Neubau einander unter dem 
Gesichtspunkt des Lebenszyklus gegenüberzustellen. Nicht einmal die Prüfung hat 
in diesem Ausschuss eine Mehrheit gefunden; wir haben irgendwann einmal mit 
60 Millionen Euro kalkuliert, später waren wir bei 120 Millionen. Jetzt sind wir bei 
140 Millionen. Da wurden Riesen-Flächen gebaut, die nicht genutzt werden. Man 
könnte die benötigten Flächen um etwa 30 % sehr stark reduzieren; da ist sehr 
großzügig gebaut. Das ist natürlich eine architektonische Frage. Wir hätten mit Si-
cherheit erheblich geringere Baukosten, Baugrund, auf dem sozialer Wohnungs-
bau realisiert werden könnte. Für mich ist klar, dass es gescheiter wäre, die Le-
benszykluskosten zu betrachten, als neu zu bauen, und zwar auch im Sinne der 
Ökologie. Insofern ist die Frage, die Sie stellen, durchaus berechtigt. Darüber, dass 
wir am Altbau arbeiten müssen, dass wir sanieren müssen, dass wir das auch wol-
len und tun werden, brauchen wir nicht zu reden. Aber das wird nicht das Allheil-
mittel sein; es kann durchaus sein, dass man sich den Bestand anschauen muss. 
– Unser Landkreis hat jetzt fünf Schulen übernommen. Das Problem der öffentli-
chen Hand ist, dass im Unterhalt nichts gemacht wird. Die Schulen sind derart ver-
kommen, dass es undenkbar ist, sie zu sanieren. Gut, man kann sie zurückneh-
men auf den Rohbau und dann vielleicht sanieren. Aber alles andere ist völliger 
Blödsinn im Hinblick auf CO2 und auch aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten.

Zur Wiederverwendung muss ich Ihnen sagen: Es gibt viele Fenster, die kein 
Mensch wiederverwendet. Sie haben ja gebrochene Baustoffe ausgeschlossen. 
Wir haben heute Fensternormen, die mit den früheren nicht vergleichbar sind. Sie 
sagen, eine tragende Stütze, die ausgebaut wurde, könnte wieder woanders einge-
baut werden. Wissen Sie, was das kostet? – Wo haben Sie die Flächen, um diese 
Dinge zwischenzulagern? Wie gehen Sie mit Asbest um? Türen? – Welcher ernst-
hafte Bauherr verwendet eine Innenausstattung, die zehn Jahre alt ist und dann 
ausgebaut und gelagert wurde? – Wenn Sie einen solchen Bauherren finden – 
also, ich kenne keinen. Unsere Bauherren machen das sicher nicht. – Entschuldi-
gung, das habe ich jetzt einfach einmal gesagt. Hier geht es um Bauen im Be-
stand. Das ist ein wichtiges Thema, und es sind, glaube ich, sehr gute Anregungen 
gekommen. Den Paradigmenwechsel finde ich wirklich wichtig. Da gebe ich Ihnen 
zu 100 Prozent recht; darüber, was insgesamt an CO2 produziert wird, muss man 
nachdenken. Aber das ist kein Dogma.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich kann mich nur der Auffassung des 
Kollegen Mistol anschließen: Unsere Diskussion ist sehr fruchtbar. Hier passiert 
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sehr viel. Das spüren Sie. Sie sind auch alle sehr, sehr aufmerksam. Die Einschät-
zung zu den DIN-Normen etwa teilen wir voll umfänglich.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Ob die 
Wiederverwendung von Bauteilen kommt, ist ja keine Diskussion mehr; es geht nur 
noch um die Frage des Wann. Auf europäischer Ebene passiert das bereits. Das 
heißt: Wenn das jetzt definiert wird und der Wirtschaft somit auch klar ist, dass das 
kommen wird, besteht eine Chance. Dann kann die Wirtschaft sich darauf ausrich-
ten und entsprechende Produkt- und Materialbörsen aufbauen. Ansonsten passiert 
etwas Ähnliches wie in der Autobranche, dass nämlich andere vorauslaufen und 
auf diesen Markt, der kommen wird, ausgerichtet sind – und wir haben’s verschla-
fen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich höre wohl, was Sie sagen. Aber 
ich verstehe es nicht. Ich komme aus der Praxis. – Ich habe meine Dächer neu ge-
deckt, wir haben alle Betonziegel weggeschmissen, weil die durch waren. Ich stelle 
mir die Frage: Sammle ich die alle auf, lege ich die alle auf eine Fläche – welcher 
Mensch soll diese Betonziegel wiederverwenden? – Möglicherweise habe ich 
einen Denkfehler. – Oder ich denke daran: Wir haben die Fenster rausgerissen. 
Angenommen, ich sammle alle Fenster und stapele sie. Ich habe überhaupt keine 
Vorstellung, wer diese Fenster will. – Ich versuche zu verstehen, was Sie hier bei-
tragen.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Blicken wir 
in die Schweiz, nach Frankreich, in die Niederlande, nach Dänemark. Da sehen 
wir, was da alles möglich ist. Ich kann Ihnen diese Beispiele jetzt nicht zeigen, aber 
es gibt sie. Das ist durchaus als gute Architektur mit Preisen belohnt worden.

Zum Thema Kosten – ich habe da hinten gerade etwas gehört: Klar ist, hier muss 
etwas im Hinblick auf den Preis geregelt werden. Es muss günstiger sein, Dinge 
wiederzuverwenden, als sie als Abfall irgendwo zu deponieren. Denn da entstehen 
der Gesamtgesellschaft Kosten.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Wir wären beieinander bei der Aussa-
ge, dass wir die Recyclingquote deutlich erhöhen müssen, weil wir damit die Kos-
ten senken können. – Kommen wir zur Frage 3. Herr Bodensteiner, ich würde bei 
Ihnen beginnen und alle befragen – in aller Kürze. Bitte.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich möchte zu diesem Thema noch etwas 
sagen. Ich denke schon, dass der erste Ansatz sein muss, diese Bauteile im Ge-
bäude wiederzuverwenden. Da kann ich zum Beispiel alte Fenster durchaus zu 
einem Kastenfenster ertüchtigen. Die alten Fenster sind Witterungsschutz oder 
bringen die äußere Ebene der Gebäudedichtigkeit her, wenn auch nicht so dicht 
wie das innere Fenster, damit dieses nicht beschlägt. Aber das ist durchaus mach-
bar und bringt eine erhebliche Verbesserung des U-Werts im Gesamtgefüge.

Zu Frage 3 möchte ich insbesondere auf den Brandschutz abzielen. Er ist meiner 
Ansicht nach in vielen Fällen überzogen. Vorgängergenerationen haben sich damit 
auch schon beschäftigt; natürlich gibt es Anforderungen, die nicht zur Diskussion 
stehen. Aber ich denke, wir haben es da etwas übertrieben. Wir arbeiten da oft mit 
Gürtel und Hosenträger. Da können wir, glaube ich, schon abspecken. Und wir 
können verschiedene Möglichkeiten anbieten, beispielsweise mit einem organisa-
torischen Brandschutz arbeiten und den Personenschutz über Katastrophenübun-
gen gewährleisten. Wir sanieren ja die ganze Republik für den Fall, dass es brennt. 
Wo brennt’s denn bitte? – Hoffentlich brennt nicht jedes Gebäude im Laufe seiner 
Lebenszeit. Ich kenne die Statistik dazu nicht, aber ich würde mal von meiner Be-
obachtung her sagen: Was wir da reinstecken, lohnt sich nicht. Es geht eigentlich 
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um den Personenschutz; der ist wichtig, und den müssen wir gewährleisten. Aber 
wir müssen nicht gewährleisten, dass das Haus nicht vielleicht abbrennt. Wenn das 
Haus brennt, habe ich sowieso einen Brand- und einen Wasserschaden, der sich 
gewaschen hat. Ich habe unter Umständen eine Dioxinbelastung, was auch immer, 
aufgrund von geschmolzenen Kabeln; dann habe ich ein Problem. Ich muss in 
jedem Fall extrem sehr viel sanieren. – Ich könnte mir das in vielen Fällen auf 
einem anderen Niveau vorstellen.

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Welche Hürden haben wir häufig beim Bauen im Bestand? – Häufig feh-
len Unterlagen. In der Tragwerksplanung hören wir häufig: Das lässt sich nach den 
neuen Normen nicht mehr nachweisen. Das ist natürlich eine ganz schwierige Fra-
gestellung; denn letztlich haben wir es mit Physik zu tun. Wenn etwas fünfzig Jahre 
stand, ohne einen Schaden zu haben, ist meines Erachtens die Wirklichkeit der 
Beweis, auch wenn ich es heute mit den Modellen nicht mehr rechnerisch nach-
weisen kann. Das können wir möglicherweise auch durch einen Test bestätigen. 
Da müssen wir uns also auch an die eigene Nase fassen; die Statiker dürfen da 
nicht ängstlich sein, sondern sie müssen auch in der Lage sein, das, was ohne 
Schaden steht, zu beurteilen. Das muss uns doch leiten: Letztendlich geht es in 
der Bauordnung um die Abwendung der Gefahren für Leib und Leben. Wenn das 
gewährleistet ist, ist doch der Bestand in Ordnung.

Vielleicht müssen wir, wenn wir in Deutschland über Sicherheit im Gebäudesektor 
reden, nicht nur im Brandschutz, sondern überhaupt, das Schutzgut Mensch be-
trachten. Im Gebäude- und im Infrastruktursektor haben wir derzeit eine Eintritts-
wahrscheinlichkeit, dass jemand zu Schaden kommt, von 10 hoch minus 9. Die 
Zielgröße, die wir in den Normen für die Nachweise haben, liegt etwa zwischen 
10 hoch minus 5 oder 10 hoch minus 6. Das heißt: Wir in Deutschland leisten uns 
eine Sicherheit, die um fünf Größenordnungen größer ist, als sie tatsächlich sein 
muss. Und die bezahlen wir auch. Wir müssen uns also wirklich die Frage stellen, 
ob es überhaupt sinnvoll ist, wenn wir die Geländer höher machen, wenn wir den 
Brandschutz und Ähnliches realisieren. Da bräuchten wir eine entsprechende Risi-
kobetrachtung. Die würde uns zeigen, dass wir uns in Deutschland ohne Not eine 
Sicherheit leisten und bezahlen, die wir nicht brauchen. – An diese Dinge müssen 
wir mal rangehen, wenn auch nicht mit dem gesunden Menschenverstand; der ist 
immer schwierig bei Risikobetrachtungen. – Was uns leiten muss, ist die Abwen-
dung der Gefahr für Leib und Leben.

Unter der Frage 3.2 wird nach baurechtlichen Regelungen und Normen gefragt. Ich 
habe immer wieder ein Problem mit unseren Bauprodukteverordnungen. Ich sehe 
das immer von der Physik her. Wenn ich hinsichtlich Brandschutz, Wärmeverord-
nung, Standsicherheit etwas nachweisen kann, – meine Güte – dann ist das Zeug 
in Ordnung und nachgewiesen. Das ist aus meiner Sicht juristisch völlig überregu-
liert. Das brauchen wir nicht.

Dann kommen die Punkte, die wir schon angesprochen haben: Abstandsflächen, 
Brandschutz, Barrierefreiheit – natürlich, aber mit Abstrichen – und die Stellplatz-
verordnung. Die ist meines Erachtens eine Katastrophe im Bestand. Da müssen 
wir unbedingt runter. Bei der Ausstattung müssen wir zusehen, schnelle Möglich-
keiten zu bekommen. Dafür sollte die Bayerische Bauordnung die entsprechenden 
Möglichkeiten schaffen.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Ich wie-
derhole jetzt nichts, möchte aber noch anmerken, dass man sich auch das Thema 
Schneelasten anschauen sollte. Die sind nach dem Reichenhaller Unglück total er-
höht worden und jetzt teilweise komplett daneben, was die Photovoltaik-Anlagen 
betrifft. Im Hinblick auf den Schnee ist es ja nicht mehr so schlimm. – Das reicht 
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hin bis zu Erdbebenzonen. Wir mussten kürzlich im Westallgäu eine Halle wegen 
Erdbeben verstärken; da war in meinem Leben noch nie ein Erdbeben, und ich bin 
jetzt um die sechzig. – Ein weiteres Thema ist für mich die Prüfstatik. Da wird sich 
Herr Gebbeken freuen. Für welche Vorhaben brauchen wir Prüfstatiken? – Wir 
haben einen Statiker. Warum müssen wir so viel mit Prüfstatiken hinterlegen? – 
Die anderen Themen sind genannt, abgesehen von meinem geliebten SiGeKo-Ko-
ordinator.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Ihren Hinweis zu den 
Prüfstatikern habe ich mir angeschaut; das ist in der Tat nicht einfach.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Die 
Dinge wiederholen sich. – Ich würde deswegen jetzt konkret darauf hinweisen, 
dass man alles, was sicherheitstechnisch relevant ist, auf Zuschläge hin untersu-
chen könnte. Passen uns diese Normen und Standards noch? – Dann muss man 
da weiterarbeiten, wo wir ja schon gemeinsam dran sind: Bei den anerkannten Re-
geln der Technik und den Komfort-Standards müssen wir zurückfahren. Das ist 
letztlich des Rätsels Lösung für viele dieser Probleme. Das müssen wir konse-
quent systemisch abhängen, anstatt über jede einzelne Norm wieder im Ausnah-
meverfahren zu entscheiden. Deswegen hoffen wir, dass die Maßnahme, die wir 
hier alle aus Bayern angestoßen haben, auf Bundesebene zum Tragen kommt. 
Wichtig ist, dass das Zivilrecht anders gehandhabt wird.

Ich bin wirklich dafür, die Komfortstandards, die wir setzen, nochmal zu überprüfen. 
Wir haben gesehen, dass Haustechnik ein riesengroßer Treiber ist. Wenn wir tiefe 
Gebäude planen, kann die natürliche Entlüftung vielleicht an der einen oder ande-
ren Stelle ein bisschen unter dem Normwert liegt. Aber das ist im Endeffekt voll-
kommen unproblematisch. Diese gegebenen Standards – es muss zum Beispiel 
immer 21 Grad sein – müssen hinterfragt werden. Da könnten wir wirklich noch 
einmal überprüfen. Wir alle haben Corona überlebt und haben mal im Winter eine 
Jacke angezogen. Diese Spielräume müssen wir uns eröffnen. Insofern müssen 
wir gute, verlässliche Standards für alle setzen, die akzeptiert werden. Die Kom-
fortstandards können dann freiwillig additiv dazu genommen werden. Das ist aus 
meiner Sicht des Rätsels Lösung.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Jetzt 
fehlen noch die DIN-Normen, die wir selber machen. Die spielen eine ganz unheil-
volle Rolle.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ganz 
genau. Absolut. Das ist ein Riesen-Problem.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Wir sind bei den DIN-Normen so weit, 
zu glauben, dass das nur durch eine Positiv-Liste zu lösen ist. Das ist in Arbeit, das 
können wir nicht beeinflussen. Das ist mittlerweile eine große Industrie. Diese 
Frage kann man nur noch beantworten, indem man sagt: Das oder das muss das 
Auto, die Wohnung können; alles andere soll sich derjenige leisten, der das will. Da 
sind wir uns einig.

SV Andreas Klingerbeck (GIH Bayern e. V.): Das Gebäudeenergiegesetz unter-
scheidet nicht zwischen Neubau und Bestand; das führt zu einer Gleichheit der 
Gebäudehüllwerte. Ein zweiter Aspekt ist der Primärenergiefaktor, der gerade beim 
Strommix immer noch sehr, sehr schlecht bewertet wird im Gegensatz zu fossilen 
Heizungsanlagen. Diese zwei gesetzlichen Hebel könnte man nach meiner Auffas-
sung beim nächsten Gebäudeenergiegesetz überprüfen sollte.
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SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Ich bestäti-
ge, was Frau Haack gesagt hat: Wir sollten bei der Überprüfung der Normen die 
Komfortstandards rausholen. Da möchte ich noch einmal auf unsere Studie hinwei-
sen. Wir hatten über achthundert Antworten von Kolleginnen und Kollegen zu der 
Frage, was das Bauen im Bestand hindert. Da ging es genau um diese Aspekte, 
aber eben auch um die Bauordnung und darum, Vereinfachungen für das Bauen 
im Bestand hier durchzusetzen. Die Ergebnisse sind übrigens mittlerweile vom 
Umweltbundesamt bestätigt worden.

In dieser Runde ist der CO2-Preis auf die Bauprodukte noch nicht als Stellschrau-
be genannt worden. Auch das Zweckentfremdungsgesetz könnte auf Landesebene 
geändert werden, um Leerstand zu aktivieren. Denn der günstigste Wohnraum ist 
der, der nicht gebaut werden muss.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Das führen Sie bitte noch mal so aus, 
dass ich es auch verstehe.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Im Moment 
wird Zweckentfremdung/Leerstand noch nicht so wirklich geahndet. Hier könnte 
man nachhaken und innerstädtische Entwicklung, Baulücken, ein Baugebot defi-
nieren. Das wäre ein Ansatz – denn sind die volkswirtschaftlichen Kosten für diese 
Neubauten günstiger als für den Neubau auf der grünen Wiese, weil die Infrastruk-
tur schon da ist. Da sind im Bestand einfach Wahnsinns-Potenziale da.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Danke. Ja, ich hab’s verstanden.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): Ja, ich möchte mich der Auf-
fassung anschließen, dass es bei Komfortstandards für die Schaffung von Wohn-
raum im Bestand Ausnahmeregelungen gibt, dass man dort erstmal einfach keine 
Komfortstandards hat oder anwenden muss.

Das Zweite sind dann die sicherheitsrelevanten Standards. Da muss man überprü-
fen, in welchem Maß man die braucht. Das ist gerade von den Vorrednern gesagt 
worden. Aus anderen Bundesländern gibt es dazu ganz gute Beispiele; das ist 
aber Frage 4. – Soll ich darauf schon eingehen?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Noch nicht.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): Okay, dann mache ich das 
nachher. – Von daher bin ich d’accord mit den Kolleginnen und Kollegen, die das 
gerade gesagt haben: Komfortstandards für das Bauen im Bestand aussetzen oder 
nahezu runterfahren bei der Schaffung von Wohnraum, und sicherheitsrelevante 
Standards daraufhin überprüfen, in welcher Form sie angewendet werden müssen.

SV Alfred Schmitt (Architekt): An der Stelle ist schon alles gesagt, nur nicht von 
jedem. Ich möchte aber gerne zurückkommen auf das, was Kollegin Patz gesagt 
hat. Ich habe mich vorhin schon dazu gemeldet. Es geht um Bauteilbörse/Bauteil-
lager. Da sind die romanischen Nachbarländer weiter als wir; da gebe ich Ihnen 
recht. Wir haben aber auch in der Bundesrepublik Deutschland ein gutes Beispiel. 
Ich bin zeitweise auf für Versicherungen tätig bei Leitungs-/Wasserbruchschäden. 
Firmen wie das Hanseatische Fliesenkontor halten tatsächlich Fliesenprogramme 
aus den letzten fünf Jahrzehnten vor mit einer ganz erstaunlichen Trefferquote. 
Wenn wir das als Vorbild nähmen, ließe sich darauf eine nützliche Struktur aufbau-
en. Sowas gibt’s tatsächlich in Deutschland; das ist ausbaufähig.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Wir könnten fünf Minuten Pause ma-
chen, damit Sie einen Kaffee bekommen. – Das machen wir. Wir setzen um 16 Uhr 
fort, hören aber trotzdem pünktlich auf. Versprochen.
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(Unterbrechung von 15:50 bis 16:00 Uhr)

Wir setzen die Sitzung fort. Ich hoffe, die Gespräche waren zielführend. Ich rufe 
jetzt die Fragen 4 mit 6 auf und beginne bei Ihnen, Herr Bodensteiner.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich würde gerne eine kleine Sonderschlei-
fe zum Thema Planungskultur ziehen. Das passt jetzt nicht ganz, aber vielleicht 
kann man das Statement, das mir sehr am Herzen liegt, zwischen die beiden Blö-
cke schieben: Die Gestaltqualität wird nämlich bei der Umbauwende tendenziell 
sehr vernachlässigt. Sie sorgt dafür, dass ein Gebäude locker hundert oder mehre-
re hundert Jahre im öffentlichen Raum akzeptiert, genutzt, umgenutzt, immer wie-
der umgenutzt und geschätzt und nicht abgerissen wird. Ein Haus, das so lange 
steht, bleibt in seiner Ökobilanz unerreicht. Im Vergleich: Ein nach heutigem Stan-
dard sehr energieeffizientes Gebäude braucht die Hälfte seiner Lebenszeit, um die 
ganzen Baustoffe und Energien zu erwirtschaften oder einzusparen, die für seine 
Erstellung gebraucht wurden. Mir geht es darum: Nachhaltigkeit erfordert Baukultur 
und Gestaltqualität, insbesondere im Umbau. Denn der Umbau ist ein sehr viel an-
spruchsvolleres Metier als der Neubau, was die Planung anbelangt. Es gibt eben 
keine Standardlösung für das – zum Beispiel – Sechzigerjahre-Gebäude. Solche 
Projekte erfordern sehr viel Kreativität. Ich möchte auf die Verantwortung der öf-
fentlichen Hand hinaus, die immer mehr dazu übergeht, nicht mehr Architekten zu 
beauftragen, sondern über eine Vergabe an Generalübernehmer schlüsselfertige 
Gebäude in Auftrag zu geben. Damit umgeht sie Vergaberichtlinien, die einst zum 
Schutz des Mittelstands eingerichtet wurden. Die Architektur, die einst als Mutter 
der Künste gestartet ist und immer mehr zu einem Partner im Kreis der Fachplaner 
geworden ist, ist inzwischen zur Erfüllungsgehilfin des Bauträgers degradiert wor-
den. Das führt zu einem hoch dramatischen Verlust an Baukultur, und der Architekt 
ist quasi dem Profit des Auftraggebers verpflichtet, nicht mehr dem Bauherrn oder 
der öffentlichen Hand, quasi der Gesellschaft. Das ist ein irreversibler Prozess, weil 
dabei auch die ganzen Kleinbetriebe nicht mehr bestehen können.

Ich möchte auch auf die VGV zu sprechen kommen und darauf, wie die Vergabe-
verfahren in der Realität durchgeführt werden. Es gibt ja Paragrafen, die quasi 
auch die kleinen Büros fördern bzw. vor Ausschluss schützen sollen; die werden 
aber tatsächlich nicht angewandt, was dazu führt, dass kleine Büros immer mehr 
ausgeschlossen werden. Unser Büro war beispielsweise überwiegend für die öf-
fentliche Hand tätig. Inzwischen hat sich das komplett gedreht, und wir sind fast 
überhaupt nicht mehr für die öffentliche Hand tätig, weil wir viel zu differenziert auf-
gestellt sind: Wir machen viel zu viele verschiedene Projekte. Wir haben uns nicht 
beispielsweise auf Kindergärten spezialisiert. Deswegen gibt es immer ein anderes 
Büro, das mehr Referenzen aus einem bestimmten Bereich bringen kann, als wir 
das können, und auch ein Büro, das mehr Umsatz hat. Dadurch sind wir draußen. 
Da findet gerade ein Sterben kleiner Büros statt, die zahlenmäßig überwiegen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Sie sind jetzt weit weg von unseren 
Fragen. Ich höre Ihnen aber trotzdem aufmerksam zu; vielleicht können wir dieses 
Thema "Sterben von kleinen Büros" noch einmal gemeinsam mit Frau Haack, mit 
der Architektenkammer und mit Ihnen beleuchten, weil uns das interessiert.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Das 
Gesprächsangebot würde ich gerne annehmen. Das machen wir gerne.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich schaue mir das an. Ich habe ver-
standen, was Sie uns hier mitgeteilt haben. Das interessiert uns.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Vielen Dank.
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Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Jetzt müssten wir allerdings wieder zu 
unseren Fragen zurückfinden.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ja. Ich habe mir erlaubt, dieses Thema 
mitzubringen, weil ich denke, dass es ganz wesentlich ist für die Lösung der Um-
bauwende. Ich habe ja auch das Manifest "100 % Wettbewerb" meinem Skript bei-
gefügt. Da geht es um die Wiederbelebung des Wettbewerbs, der komplett einge-
schlafen ist, und eine demokratische Planungskultur.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Wir schauen uns das ge-
meinsam mit der Architektenkammer an.

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Zu Frage 4.1 stellen wir Erleichterungen im Holzbau fest. Gerade beim 
Bauen im Bestand, wenn wir aufstocken, können wir mit dem Holzbau modular ar-
beiten, wir können innerhalb eines Tages ein Obergeschoss hinstellen. Das sind 
hervorragende Möglichkeiten. Auch die Verfahrensfreiheit für bestimmte Bauvorha-
ben ist gut; wir haben schon die Erleichterung bei den Brandschutzanforderungen 
angesprochen, den Verzicht auf den zweiten Rettungsweg, auf Brandwände, 
Trennwände etc., und natürlich auch die Freiheit bei der Anordnung von Dach-Pho-
tovoltaik-Anlagen. Davon, dass wir die bisherigen Abstände nicht mehr haben, 
habe ich selber schon profitiert. Dadurch konnte ich einige Module mehr aufs Dach 
bringen. Diese Dinge sind also ganz, ganz wichtig. – Wie werden sie bewertet? – 
Der Photovoltaik-Ausbau ist super, aber wir stellen bei der Verteilerinfrastruktur 
und der Speicherung fest, dass es da letztendlich wieder fehlt. Wir müssen da sys-
temisch denken, nicht nur sozusagen gebäudespezifisch.

Die Holzbauinitiative in Bayern ist sehr gut. Wir wollen 30 % Holzbau machen. 
Frau Kaniber ist stark dran. Aber was passiert am Nutzungsende? – Mit Herrn Gei-
ger habe ich eben schon darüber gesprochen. Gerade beim Holzbau müssen wir 
den Lebenszyklus in der Planung und beim Bauen mitdenken, damit wir in der 
Lage sind, am Ende die Holzbauteile wiederzuverwenden. Denken wir an den klas-
sischen Holzbau zurück, bei dem gar keine metallischen Verbindungsmittel ver-
wendet wurden! Vor zweihundert, dreihundert Jahren waren die Verbindungsmittel 
aus reinem Holz. Diese Dübel kann man wieder rausschlagen. Solche Kulturtech-
niken im Holzbau, die es mal gab, müssen wir wiederbeleben. Das ist ganz wichtig 
auch fürs Handwerk. – Hier haben wir eine Menge an Herausforderungen; denn 
wenn wir hinterher das Holz thermisch verwerten, haben wir ja in der CO2-Bilanz 
nichts gewonnen. – Diese Punkte hätte ich zu Frage 4.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Zu 4 
würde ich das Gleiche sagen. Meine einzige Bitte ist hier, daran zu denken, dass 
Großstädte bei den Abstandsflächen mitberücksichtigt werden. – Das war wirklich 
gut, dass ihr das gemacht habt. Das war ein Schub; da hat man sich was getraut, 
und das bringt auch wirklich etwas, insbesondere die Änderung beim Dachge-
schossausbau und bei den Abstandsflächen ist gut.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Sie 
haben gefragt, was gut funktioniert, was nicht so gut funktioniert. – Ich glaube, die 
Änderung von Artikel 63 der Bayerischen Bauordnung von der Soll- zur Kann-Vor-
schrift war ein guter Schritt; im Endeffekt ist die Entwicklung des Bauordnungs-
rechts unserer Auffassung nach auf einem guten Weg. Mehrfach wurde schon ge-
sagt, dass der Ausnahmetatbestand im Abstandsflächenrecht nicht wirklich gut ist. 
Sie haben angekündigt, dass der Wegfall der Stellplatzpflicht bei Mehrbedarf durch 
Bestandsentwicklungen in der Mache ist; das würden wir sehr begrüßen.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Die Ab-
standsflächen sind auch aus unserer Sicht ein wichtiges Thema. – Beim Thema 
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Stellplätze gehen Berlin, Hamburg voraus. Sie haben ein ganzheitliches Mobilitäts-
konzept statt Stellplatz: Hier wird die Mobilitätswende in die Bauordnung gebracht. 
– Gebäudetyp E, Genehmigungsfreiheit für den Dachgeschoßausbau sind sehr po-
sitiv. Auch zum Thema Brandschutz gibt es einiges Positives, aber da ist noch Luft 
nach oben.

Den Wegfall des Freiflächengestaltungsplans im Modernisierungsgesetz bedauere 
ich. Denn es geht auch um das, was außerhalb des Gebäudes passiert.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): Vielleicht noch ein paar Er-
gänzungen zu der Frage, was man von anderen lernen kann. Ich möchte Bezug 
nehmen auf § 69 der Landesbauordnung NRW, der bei der Schaffung von Wohn-
raum im Bestand Abweichungen von allen Modernisierungs- und Nutzungsände-
rungen in der Landesbauordnung ermöglicht. Das heißt: Man hat einen einzigen, 
extrem tollen Paragrafen geschaffen, der es ermöglicht, bei Schaffung von Wohn-
raum im Bestand von allen Anforderungen abzuweichen. – Das sind dann Ermes-
sensentscheidungen. Man muss natürlich schauen, dass die Mitarbeiter dort die-
sen Paragrafen kennen. Aber wenn man ihn kennt und anwendet, ist das ein 
enormer Paragraf.

Gleiches sehen wir in der Landesbauordnung Niedersachsen, § 85. Auch dieser 
eröffnet Möglichkeiten und Chancen zur nachträglichen Schaffung von Wohnraum, 
indem von geltenden Standards abgewichen werden kann, die lediglich dem Kom-
fort dienen und nicht sicherheitsrelevant sind. – Das sind zwei Beispiele, die zei-
gen, dass man mit einer ganz kleinen Maßnahme in einer Landesbauordnung 
etwas geschaffen hat, um das Bauen im Bestand zu erleichtern.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Nachdem zu dieser konkreten Frage schon alles 
gesagt ist, müsste ich wiederholen. Wenn Sie erlauben, würde ich gerne zwei 
Sätze zu dem Vorbringen von Herrn Bodensteiner und Frau Haack sagen: Archi-
tektenausbildung, Entwurfsqualität und so weiter. Jeder Architekturstudent, der die 
Hochschule verlässt, ist erstmal begeistert und entwirft gerne mit dem ganz wei-
chen Bleistift – früher war es der 6B –, ist voll von Ideen. Dann knallt er auf die 
Realität, in der er mehr oder weniger als akademischer Bauzeichner eingesetzt 
wird. Das hat möglicherweise auch etwas mit der Bauvorlageberechtigung zu tun. 
Denn es ist sehr einfach, an den Architekten, die diese relativ hohe akademische 
Ausbildung haben, vorbei Bauvorlagen vorzulegen. Vielleicht kann man diese Pro-
blematik mal angehen und darüber nachdenken. Das ist auch eine volkswirtschaft-
liche Frage; wir stecken viel – und auch mit Recht – in die Ausbildung von Archi-
tekten und Bauingenieuren. Aber eine Bauvorlageberechtigung ist nicht zwingend 
an dieses Studium gebunden; es gibt schon längst Möglichkeiten, das zu umge-
hen. Das führt dazu, dass viele fertige Entwürfe in Schubläden liegen und dann 
zigfach verwendet werden – mal so rum, mal so rum.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Wir setzen fort mit Ihren 
Antworten auf die Frage Nummer 5.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich würde in diesem Zusammenhang 
gerne etwas zur Förderkulisse sagen. Ja, sie sollte auf jeden Fall angepasst wer-
den. Mein Gedanke wäre, vielleicht nur das Bauen im Bestand zu fördern. Die 
Steuerung wäre natürlich so einzusetzen, dass sie die angestrebten Ziele auch er-
reicht; sie sollte also an CO2 gekoppelt werden. Brachliegende Flächen könnten 
ähnlich wie bei der vorhin angesprochenen Grundsteuer durch eine Besteuerung 
brachliegender Flächen in den Markt gebracht werden. Steuern zum Steuern also.

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Zu 5.1: Wir sehen schon, dass Gewerbe- und Büroimmobilien bereits zu 
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Wohnraum umgenutzt werden. Da gibt es inzwischen auch prämiierte Beispiele. 
Das kann man meines Erachtens weiter forcieren, indem wir die CO2-Bepreisung 
und die CO2-Bilanzierung einbauen. Das sind hoch attraktive Gebäude. Beim Ge-
bäudetyp E sollten wir uns wirklich überlegen, ob das nicht der neue Standard ist. 
Darauf sollten wir die Bauordnung auslegen. Wer mehr will – das habe ich schon 
mal gesagt –, soll die Sonderausstattung bestellen. Wir sind unheimlich dankbar 
dafür, dass die Staatsbauverwaltung diese 19 Pilotprojekte hat; denn sie werden 
nicht nur von bayerischen Kommunen, bayerischen Bürgern besichtigt werden, 
sondern wir sehen inzwischen, dass andere Bundesländer aufspringen und sich 
das auch anschauen wollen. Das ist eine ganz tolle Initiative. Wir müssen da mei-
nes Erachtens auch private Bauherren finden.

Zur Förderkulisse – ich komme zu Frage 5.2. Meiner Meinung nach sollte bei öf-
fentlichen Bauvorhaben die Wiederverwendung von Bauteilen und die Nutzung von 
güteüberwachten Sekundärbaustoffen priorisiert werden. Die Nichtbeachtung sollte 
vergabewirksam oder förderschädlich sein. Für eine Kreislaufwirtschaft notwendige 
Infrastrukturen müssen wir bayernweit noch einrichten; denn die haben wir an den 
Baustellen noch nicht zur Verfügung. Wir brauchen da mobile Recycling-Betriebe. 
– Wenn man diese Dinge fördert, werden sie auch weiter Praxis.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Wir 
würden anregen, dass man die von der Bundesregierung zum Gebäudetyp E vor-
geschlagenen gesetzlichen Regelungen genau anschaut, weil die bestehende 
Rechtslage nicht einfacher, sondern komplizierter wird. Rein vom Technischen her 
sind wir voll dabei, ist alles gut. Aber es gibt Widersprüche zur VOB/Bayern und 
zum BGB. Man muss wirklich genau drauf schauen, dass das dann auch wirklich 
funktioniert – wir dürfen nicht eine noch kompliziertere Rechtslage schaffen: Wer 
haftet wofür? Was sind anerkannte Regeln der Technik? Sind das DIN-Normen 
oder Gebäudetyp-E-Geschichten? Bitte genau draufschauen, damit das Kind nicht 
mit dem Bad ausgeschüttet wird.

Zur Förderkulisse möchte ich nur sagen: Vorher gut überlegen, und dann etwas 
machen, was dann Bestand hat und was berechenbar ist. Denn das Schlimmste 
sind die ständigen Wechsel der Förderbedingungen. Die sind gerade für unsere 
Bauherren eine ziemliche Katastrophe.

Eine Anregung wäre aus meiner Sicht noch, zu überlegen, ob man die Förderung 
des Freistaates Bayern bei CO2-Themen, insbesondere bei der Verwendung von 
Recycling-Baustoffen, oder auch bei diesem Schattenpreismodell an die Kommu-
nen daran bindet, dass die sich auch daranhalten, beispielsweise Recyclingbau-
stoffe auszuschreiben. Meine Erfahrung ist halt, dass Förderungen in der Kommu-
nalpolitik ein scharfes Schwert sind.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Die Koppelung, die Sie 
zuletzt genannt haben, ist im Lauf. Das haben Sie bereits mit Ihrem Verband ein-
gebracht. – Danke.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ich 
würde mich den beiden Vorrednern anschließen. Dann gibt es noch einige konkre-
te Hinweise, wie wir sie Ihnen ja schon schriftlich gegeben haben. Ich glaube, die 
Definition von Bestandsschutz muss etwas weiter gefasst werden: Zum Bestand 
sollte nicht nur gehören, was zum Zeitpunkt der ursprünglichen Baugenehmigung 
vorhanden war, sondern auch das, was im Lauf der Zeit verändert wurde.

In Artikel 3 der Bayerischen Bauordnung sollte man letztendlich den Klimaschutz 
und Nachhaltigkeitsaspekte grundsätzlich mit aufnehmen. Ich glaube, das gebührt 
diesen drängenden Themen der Zeit. Die Regelungen zur Wieder- und Weiterver-
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wertung von Bauprodukten in Artikel 15 und folgenden müssen präzisiert werden; 
einfache Genehmigungs- und Prüfverfahren müssen dringend eingeführt werden. 
Da wird’s ein bisschen Hirnschmalz brauchen, damit wir Bauprodukte wirklich wie-
derverwenden können. Vielleicht muss man auch ein paar Erleichterungen für den 
Bestand schaffen. Wenn zum Beispiel bei der Trittschalldämmung und bei den 
Raumhöhen im Bestand aufgedoppelt wird, ergeben sich geringfügige Anpassun-
gen. Vielleicht findet man einen Toleranzrahmen, sodass man einen Raum noch 
als Wohnraum verwenden kann, auch wenn’s da um ein paar Millimeter geht.

Bei Artikel 62 BayBO, bei den bautechnischen Nachweisen, besteht nach wie vor 
im Berufstand wirklich Unsicherheit. Da werden unterschiedliche Dinge gefordert; 
das sollte mal präzisiert werden. Was ist da hinterlegt? Was ist wirklich gefordert? 
– Das wäre auf alle Fälle hilfreich.

SV Andreas Klingerbeck (GIH Bayern e. V.): Bei der Anpassung der Förderkulis-
se haben wir natürlich einen großen Hebel, den wir auch betrachten. Man hat in 
der Vergangenheit ja mitbekommen, dass die allumfassende Energieberatung, die-
ser individuelle Sanierungsfahrplan, fördertechnisch gekürzt wurde. Das Bera-
tungsangebot allumfassend abzubilden, ist nach unserer Meinung einer der größ-
ten Hebel, um dem Bauherren regelmäßig die Unterstützung zusagen zu können 
und um die Möglichkeiten beim Bauen im Bestand darzulegen. Genau dieser För-
derbaustein wurde in der letzten Zeit drastisch gekürzt. Man sieht das auch an den 
Zahlen: Im Monat danach hat sich die Zahl der Förderanträge halbiert. Diese all-
umfassende Beratung weiterhin in hohem Maße zu fördern, wäre ein wichtiger 
Punkt, um das Bauen im Bestand zu treiben. Damit würden auch die Fördermittel 
für die Einzelmaßnahmen in eine Kategorisierung gebracht, um ähnliche Anreize 
zu schaffen wie beim Effizienzgebäude. Die Einzelmaßnahmenförderung sollte 
daher nicht vernachlässigt werden.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Was zu den 
Sanierungsfahrplänen gesagt wurde, kann ich eins zu eins unterschreiben. Ich 
mach das ja in meinem daily business auch. Ich bin Architektin und darf mich auch 
Energieeffizienzexpertin schimpfen; das heißt, diese Vor-Ort-Beratungen durchfüh-
ren. Ich sehe sie als Motivationsberatung. Wenn ich durch ein Gebäude gehe, 
spreche ich auch die Potenziale an. Ich sehe sehr viele unausgebaute Dachge-
schoße. Von daher ist da wirklich ein Hebel. Ansonsten kann ich eigentlich alles 
unterschreiben, was die Vorredner gesagt haben. – Was mir fehlt und wo wir etwas 
brauchen würden, wäre die Wohnraumschaffung im Bestand mit zusätzlichem 
Wohnraum. Das fällt im Moment leider aus der Bundesförderkulisse.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Das haben wir verstanden. Vielen 
Dank.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): In Nordrhein-Westfalen gibt 
es eine sehr schöne Förderkulisse für den öffentlich geförderten Wohnungsbau zur 
Schaffung von Wohnungen im Bestand, eine Umnutzungsförderung; das ist sehr, 
sehr gut geregelt. Das gilt in Deutschland als eines der besten Förderprogramme 
für die Schaffung von Wohnraum im Bestand.

Die anderen Punkte teile ich auch soweit; eine Ergänzung zur Umstellung der För-
derkulisse auf CO2-Emissionen, auch wenn wir das heute schon siebenmal gesagt 
haben. Ich sage es ein achtes Mal: Die Förderung sollte weggehen von der Förde-
rung nach Energiebedarf und Kilowattstunden; dies unterstützt eher Abriss/
Neubau. Sie sollte hin zur Förderung nach CO2-Emissionen orientiert sein, bitte mit 
Betrachtung des Lebenszyklus, also auch der Herstellung des Materials. Das muss 
in diese Förderkulisse mit rein. Ansonsten hat der Bestandssanierer keine Motiva-
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tion, den Bestand stehen zu lassen. Der Bestand und die grauen Emissionen müs-
sen mit eingerechnet werden.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Ich möchte auf eine Hürde hinweisen, auch wenn 
sie schon genannt worden ist, weil ich für sie ganz entscheidend halte, unabhängig 
davon, ob der Gebäudetyp E eingeführt wird oder nicht. Es gibt nach wie vor den 
stehenden Begriff der allgemein anerkennten Regeln der Technik, und es liegt in 
der Natur der Sache, dass das kein festes Nachschlagewerk ist. Denn diese Re-
geln sind im Fluss; die Forschung geht weiter. Ein Teil der Definition dieses Begrif-
fes ist ja auch die Erfahrung der Bautätigen. Das heißt: Gute und schlechte Erfah-
rungen aus dem Bau fließen ständig weiter ein. In meiner Praxis als 
Gerichtssachverständiger kehrt die Frage immer wieder, ob das, was gebaut wor-
den ist, den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht oder nicht. Wenn 
man – das ist mein Wunsch; ich habe kein Allheilmittel, keinen abgeschlossenen 
Plan dazu – von diesem Rahmenbegriff wegkäme und eindeutige Definitionen 
hätte, wäre sicherlich allen gedient. Ansonsten sehe ich es so, dass auch in Zu-
kunft für freischaffende Sachverständige vor Gericht immer wieder die Frage sein 
wird, egal, wie man es ausformuliert: Entspricht das, was wir vor Ort sehen und 
was zum Streitfall geworden ist, dieser Regel oder nicht? – Da ist die Politik gefor-
dert.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Ich würde zur letzten 
Runde über die Fragen 6 mit 9 aufrufen. Vieles wurde bereits gesagt. Die Frage, 
ob wir bei der Umbauordnung nachjustieren müssen, ist heute schon voll umfäng-
lich beantwortet worden. Ich glaube, in dieser Hinsicht müssen wir etwas tun. Das 
will ich ausdrücklich vorwegnehmen.

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich bin jetzt auf Frage 7 vorbereitet und 
sehe, dass junge Architekten darauf brennen, im Bestand zu arbeiten. Die wollen 
gar nicht mehr neu bauen. In den Hochschulen ist das angekommen nach meiner 
Wahrnehmung. Ich sehe auf jeden Fall, wenn sich Leute bei uns bewerben, dass 
das Bauen im Bestand im Entwurf sehr stark vertreten ist. Die jungen Leute ma-
chen fast nur noch Entwürfe im Bestand. Etwas Anderes bekommt man kaum noch 
zu sehen. Das wird sich sicherlich noch auf die anderen Fächer weiter auswirken 
müssen, insbesondere beispielsweise auf die Baustoffkunde. Es wird darum 
gehen, die verschiedenen Bautypologien der vergangenen Jahrzehnte oder Jahr-
hunderte sogar zu analysieren und sich damit zu befassen und das Knowhow zu 
sammeln. Die Bibliotheken werden vielleicht wieder alte Bücher aus dem Archiv 
holen und das alte Wissen wieder zutage fördern, das in den letzten Jahren nie-
manden mehr so richtig interessiert hat.

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): In der Ingenieurausbildung konzentrieren wir uns leider komplett auf den 
Neubau. Der Umbau findet da im Grunde gar nicht statt. Das müssen wir zumin-
dest in der Baukonstruktion relativ schnell umsetzen. Da das aber nicht hinrei-
chend an den Hochschulen gelehrt wird – wenn es gelehrt wird, dauert es zu 
lange, bis wir die Absolventen haben –, machen wir das in den Weiterbildungspro-
grammen der Ingenieurkammer. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Immer, wenn es 
geht, machen wir das gemeinsam mit der Architektenkammer.

Zu Frage 7.1: Die von den Architects for future vorgeschlagene Musterumbauord-
nung wird vielfach fehlinterpretiert. Es geht ja bei der Anlage der Bauordnungen le-
diglich darum, dass wir das Umbauen nicht vergessen und dass wir nicht ganz 
stark in den Neubau gehen. Insofern ist es gut, wenn wir diese Dinge dort berück-
sichtigen.

Frage 7.2: Welche Regelungen müssen im Einzelnen geändert werden? – Wir 
müssen eine CO2-Bilanz, eine CO2-Bepreisung machen, damit wir wirtschaftliche 
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Anreize bekommen. Dann müssen wir die Recyclingquoten erhöhen; Herr Geiger 
hat das auch gesagt. Das ist möglich, auch von den Nachweisen her. Bei den 
neuen Baustoffen, die wir jetzt entwickeln, müssen wir die Recyclingfähigkeit von 
Anfang an testen. Das gilt für Verbundbaustoffe, für Textilbeton, vor allem aber 
auch für chemische Produkte. Dann haben wir einen Riesen-Markt, um neue Recy-
cling-Technologien zu erforschen und zu entwickeln, Trenntechnologien und so 
weiter. – Das Schwammstadt-Prinzip ist extrem wichtig. Wir haben Starkregen, 
Sturzfluten und dann jeweils eine Woche später wieder die überhitzten Städte. Da 
müssen wir die UN-Ziele 2030 für Nachhaltigkeit, die Sendai-Ziele für den Kata-
strophenschutz und die UN-Ziele für die Sicherheit verbinden. Dann kommen wir 
zwangsläufig zu der Erkenntnis, dass wir die blaue Infrastruktur in den Städten 
sehr viel stärker ausbauen müssen.

Frage 8: Welche Maßnahmen können darüber hinaus dazu beitragen, dass nach-
haltiges Bauen gestärkt wird? – Wir sollten, bevor wir abreißen, überlegen, zumin-
dest darüber nachdenken, ob das sinnvoll ist. Den Bestand unbedingt erhalten, 
Umbau vor Neubau, wenn das möglich ist. Ich bin auch der Meinung, dass wir Na-
turbaustoffe stärker fördern müssen.

Dann haben wir ein Riesen-Problem – das erkennen wir immer wieder – mit dem 
Stahlbeton. Wir sind heute eigentlich so weit, dass der Stahl aus dem Beton raus 
gehört, weil wir allein durch die Beton-Überdeckung so viel Material haben. Wir 
müssen Stahl also in Zukunft als Bewehrung ersetzen. Dann haben wir insbeson-
dere auch bei der Infrastruktur erheblich weniger Probleme. Ich nenne nur Korbach 
mit Textilbeton. Da sind wir in der Gestaltung und auch in der Herstellung sehr viel 
besser. – Um Zement zu ersetzen und zumindest zu reduzieren, gibt es hervorra-
gende Ansätze, auch Ansätze, die von der Industrie ausgehen. Und wir müssen 
natürlich, wenn wir uns das altersgerechte, das familiengerechte Wohnen anschau-
en, zu Bauweisen mit flexiblen Grundrissen im Wohnbau kommen. Wir sollten in 
der Lage sein, eine Trennwand so zu verschieben, dass ein anderer Bereich im 
Gebäude, eine Wohnung mehr Fläche hat als vorher.

Frage 9: Inwiefern ist es angesichts des fortschreitenden Klimawandels notwendig, 
die Vorschriften im Bauordnungsrecht stärker an den Klimaschutzzielen auszurich-
ten? – Jetzt kommt bei mir der Risikoforscher und der Sprecher des Forschungs-
zentrums RISK durch: In der Bayerischen Bauordnung von 1994 wurden die natür-
lichen Lebensgrundlagen erstmals in den Rang eines Schutzzieles erhoben: 
Demnach sind bauliche Anlagen, andere Anlagen und Einrichtungen so anzuord-
nen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit, und die natürlichen Lebens-
grundlagen nicht gefährdet werden. Das müssen wir beachten.

Wenn wir die Klimaschutzziele nicht erreichen, wird die Natur reagieren und uns 
zeigen, dass die Naturgewalten größer sind als jedes menschliche und technische 
Vermögen. Sächliche und nicht sächliche – damit meine ich Menschenleben – Fol-
gekosten werden von den Staatengemeinschaften nicht mehr aufgebracht werden 
können. Deshalb muss all unser Tun, also auch das Bauordnungsrecht, an den Kli-
maschutzzielen ausgerichtet sein. Tun wir das nicht, versündigen wir uns an dem 
Bayerischen Klimaschutzgesetz.

Frage 9.2: Inwiefern wird damit den Zielen der Gefahrenabwehr durch Folgen des 
Klimawandels entsprochen? – Wir müssen die UN-Ziele 2030 zu Nachhaltigkeit, 
Katastrophenvorsorge und Sicherheit zwingend systemisch beachten. Die Folgen 
des Klimawandels werden mit heftigen Naturkatastrophen, in Bayern hauptsächlich 
durch Flächenhochwasser, Sturzfluten sowie Hitze und Dürre wahrgenommen. Der 
Klimawandel ist ein globales Phänomen. Die COP 29 hat das noch einmal deutlich 
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gemacht. Kriegen wir den Klimawandel nicht in den Griff, kommt es als Folge der 
Naturkatastrophen zu Konflikten ungeahnten Ausmaßes wie Völkerwanderungen, 
Bürgerkriegen, Krieg ums Wasser und Nahrung.

Die gute Nachricht: Alle wesentlichen technischen Lösungen sind bereits marktreif. 
Wir müssen nur gemeinsam handeln.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Zur 
Frage 6: Natürlich sollte man das machen; dazu brauche ich nichts extra sagen. 
Das wird zu wenig gemacht.

Musterbauordnungen: Diese Umbauordnungen sind aus unserer Sicht zu einseitig 
und gehen zu weit. Gescheiter ist es, die Musterbauordnungen bzw. Landes-
bauordnungen bedarfsgerecht und kreativ weiterzuentwickeln.

Frage 8: Welche Maßnahmen können dazu beitragen, dass nachhaltiges Bauen 
gestärkt wird? – Die Anregung von Herrn Gebbeken zum Textilbeton finde ich gut; 
das müssen wir uns wirklich anschauen. Geringe Betonüberdeckungen, damit 
auch geringerer Zementverbrauch. Es gibt inzwischen ja auch Biobetone mit weni-
ger Zement, ohne Zement, Ähnliches. Da sollte man mehr zulassen, sollte auch 
Sondervorschläge nach wie vor einfordern. Das wird zu 80 % ausgeschlossen, 
immer wieder. Das haben wir ja schon x-mal diskutiert.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): … hat sich verändert. Wir haben das 
geändert.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Aber es 
wird halt nicht gemacht. Und deswegen nochmal meine Bitte: Förderungen dran 
binden und sagen: Ihr müsst Sondervorschläge zulassen. In den Verordnungen ist 
es gemacht worden, wird aber nicht oder sehr oft nicht ausgeführt. –

Zum Thema fortschreitender Klimawandel, Klimaschutzziele: Ja, meine Erfahrung 
ist halt, dass wahnsinnig viele Ziele gegeben werden. Alle übertreffen einander mit 
Zielen, aber erreicht werden sie nicht. Das macht mir mehr Sorge, als dass wir zu 
wenig Ziele hätten. In unserem Kreistag haben wir einmal eine Reduktion von 80 
oder 90 % beschlossen; dann wurde verhandelt: Der eine wollte 70 %, der andere 
90, dann hat man sich auf 80 % geeinigt. Dann hat sich nichts geändert. – Wir wer-
den auch den Kohleausstieg bis 2030 nicht schaffen. Diese Ziele sind alle wohlfeil 
formuliert, aber de facto schaffen wir das alles nicht. – Insofern will ich mich dazu 
nicht äußern. Schlimm ist, dass wir darüber reden, aber nichts zusammenbringen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich meine dazu: Wer Ziele ausgibt, 
muss Kräfte und Mittel bereitstellen.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Ich 
würde zusammenfassen: Ja, die Förderkulissen sollen verändert werden; sie soll-
ten auf CO2-Emissionen und nicht mehr so auf die Bilanzierung abgestimmt wer-
den. Da fände ich ein Umsteuern wichtig. – Und wir müssen klären, in welchem 
Verhältnis die Einführung des digitalen Ressourcenpasses, die ab nächstem Jahr 
kommt, letztendlich zum Energieausweis steht. Was wird da die treibende Kraft? 
Da wird es eine Umwuchtung geben müssen, und ich würde bitten, dass wir uns 
über dieses Thema, die Verschiebung von Bilanzierung, einmal separat unterhal-
ten.

Frage 6: Inwieweit sollen Bauen im Bestand in den Ausbildungsrahmenplänen und 
in der Hochschullehre mehr Berücksichtigung finden? – Ich kann aktuell berichten: 
Wir hatten den Nachwuchstag der Deutschen Architektinnen bundesweit, und die 
Jugend ist unisono der Meinung, dass es in den Lehrplänen deutlicher verortet 
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werden muss und fragt danach. Die Jugend weiß, was auf dem Spiel steht. Man 
müsste sich das also genauer anschauen. Ich kenne viele Universitäten und Hoch-
schulen, an denen das gut gemacht wird. Aber eine generelle Verankerung wäre 
wichtig.

Frage 7: Die Frage nach der Weiterentwicklung der Musterbauordnung zu einer 
Umbauordnung ist genau richtig. Wir wollen keine separate, sondern eine Umbau-
ordnung, eine Musterbauordnung, die das Thema Umbau mit in den Fokus stellt 
und die Ziele generell verschiebt. Wir wollen nicht den Aufbau von zwei Systemen. 
– Zur Frage 7.2, welche Regeln im Einzelnen geändert werden müssten, um kreis-
lauffähiges Bauen zu erleichtern: Wir müssten zusammen erst mal – auch dafür 
wäre ein separater Termin notwendig – ein anerkanntes System von Kreislaufwirt-
schaft und flächendeckender Wiederverwertung einführen. Das ist nicht einfach, 
denn dazu gehört Ressourcen-Infrastruktur. Aber das brauchen wir zunächst, und 
das sollte man bayernweit klug entwickeln.

Inwieweit kann die Verwendung klimafreundlicher Bau- und Dämmstoffe hierbei 
helfen? Wir wissen, dass biogene Dämmstoffe CO2 deutlich besser stofflich spei-
chern. Und um die Bindung von CO2 geht es schließlich – schnell; da läuft uns die 
Zeit davon. Deswegen müssen wir das maximal fördern. Das ist ein guter Move.

Frage 8: Welche Maßnahmen können darüber hinaus dazu beitragen, dass nach-
haltiges Bauen gestärkt wird? – Ein Beitrag wäre, die wahre Bilanzierung von Kos-
ten und Folgekosten zu ermitteln. Da sind wir wieder beim Thema CO2, wie übri-
gens auch bei der Frage 9, inwieweit fortschreitender Klimawandel dazu zwingt, 
die Vorschriften im Ordnungsrecht stärker an den Klimaschutzzielen auszurichten. 
– Ja, sie wären absolut an der CO2-Thematik auszurichten – in jedem Punkt.

SV Andreas Klingerbeck (GIH Bayern e. V.): Bei Frage 6 ist das Problem des 
Energieberaters, dass der Energieberater kein eigenes Berufsbild hat. Die Ausbil-
dungsstände gehen mit sehr, sehr unterschiedlichen Grundqualifikationen an das 
Thema heran. Das führt dazu, dass erst mal Basics geschaffen werden müssen, 
um eine einheitliche Sprache des Energieberaters abbilden zu können. Daher wäre 
der erste Ansatz, ein eigenes Berufsbild für den Energieberater zu entwickeln. – Zu 
Frage 8: Hier wäre die Anpassung des Gebäudeenergiegesetzes zu überdenken. 
Der Fokus sollte nicht auf Energieeffizienz und Primärenergiebedarf, sondern auf 
die CO2-Bilanzierung über den Lebenszyklus des Gebäudes gelegt werden.

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Zu Frage 6: 
Es hat ein paar Veränderungen gegeben, die wir sehr positiv sehen. Ein sehr wich-
tiger Punkt ist diese Dresdener Erklärung von den Dekanen für Architektur mit 
einem Commitment zu nachhaltigem Bauen und Bauen im Bestand. Wichtig ist 
auch, dass die Architektenkammer mittlerweile aufgenommen hat, dass neue Mit-
glieder eine gewisse Ausbildung zum Thema Nachhaltigkeit haben müssen. In die-
sem Bereich fehlt unserer Auffassung nach, dass die heutigen Entscheider*innen 
und Planenden verpflichtet und an ihre Verantwortung erinnert werden. Wir sollten 
also nicht nur auf die Jugend blicken, sondern auch auf die, die heute aktiv sind.

Zu Frage 7: Klar, ich bin hier, um die Umbauordnung zu propagieren. Wir sehen sie 
als unbedingt erforderlich an, und wir sind ja nicht die einzigen: Bei den Vorschlä-
gen, die wir 2021 vorgelegt haben, gab es über 70 mitunterzeichnende Institutio-
nen, Professor*innen und so weiter. Uns geht es nicht um eine neue Bauordnung, 
um das noch einmal klar zu sagen, sondern um ein Umschreiben der heutigen 
Bauordnungen, der Musterbauordnung und der Bayerischen Bauordnung. Wir 
konnten hier sieben Stellschrauben ausmachen. Im Endeffekt ist es nicht so viel: 
Da geht es um die differenzierten Anforderungen zwischen Neubau und Bauen im 
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Bestand, Rückbaukonzepte mit dieser Prüfung auf Sanierungsfähigkeit, bevor ein 
Abreißen erlaubt wird, Mobilitätskonzepte statt nur Stellplätzen für Kfz, den qualita-
tiven Stadt- und Freiraum mitzudenken, nicht nur die Abstandsflächen für Belich-
tung und Belüftung, sondern auch die Umgebung des Gebäudes mit zu betrachten 
– auch das fällt nämlich in ein Loch, wenn es keinen Bebauungsplan gibt –, die 
Kreislauffähigkeit von Baustoffen und Bauteilen. Frau Haack hat es schon gesagt: 
Hier sind die Artikel 15 und folgende wichtig. Weiter geht es um die Datenkongru-
enz: Uns fehlen die Daten im Bestand. Auch die sukzessive Erfassung von Daten 
ist also ein wichtiger Punkt. Das muss ja immer nur passieren, wenn etwas ange-
fasst wird; dann muss es dokumentiert werden, damit wir eine Qualitätssicherung 
bekommen. In Zukunft müssen die urbanen Minen des Rohstoff- und Baustoffpo-
tenzials gut erfasst sein, damit es weiterverwendet werden kann. Denn beim 
Bauen im Bestand ist im Moment die Frage, womit man es zu tun hat. Pläne gibt 
es schließlich nicht. – Serienfertigung soll es nur in Form von best practice geben; 
das wäre uns noch ein wichtiges Anliegen in Bezug auf die Typengenehmigung. 
Hier sollten höhere Anforderungen gestellt werden als aktueller Mindeststandard, 
auch vom GEG. Wenn’s darum geht, viel in Masse zu machen, sollte das auch zu-
kunftsfähig sein.

Zu den Dämmstoffen: Hier sollte die Lebenszyklusplanung zur Basis gemacht wer-
den. Die CO2-Schattenpreisverordnung sollte wie in Baden-Württemberg gestaltet 
werden, jedoch dann mit einem korrekten Preis. Dort ist der Preis zu niedrig ange-
setzt. Frau Haack hat vorhin schon berichtet, was das Umweltbundesamt zu den 
Preisen sagt, die sinnvoll wären.

Zu Frage 8: Ich bleibe bei der Landesebene, Ihrem Handlungsbereich. Hier sollte 
das Thema Flächenausweisung neu gedacht werden. Die Flächenausweisung soll-
te auf nahezu null reduziert werden. Dazu bräuchte es eine bayernweite Flächen-
strategie; Kommunen dürfen da nicht alleingelassen werden in ihren Entscheidun-
gen, sondern müssen unterstützt werden, indem es ein Gesamtbild gibt. – Die 
Kommunikation und das Vorleben sind ebenfalls sehr wichtig. Der Freistaat sollte 
als Immobilienbesitzer vorausgehen – ich nenne hier nochmal das Strafjustizzent-
rum als Beispiel.

Frage 9: Ist es wichtig, das festzuschreiben? – Da sage ich klar Ja. Klimaschutz 
und Klimaresilienz sind für uns Sicherheitsaspekte, die in die Bauordnung müssen. 
Und jetzt am Rande: Das ist das erste Mal, dass ich in der ganzen Runde "Klima-
schutz" sage. Ist Ihnen das aufgefallen?

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Dafür haben Sie lange geübt? – Vie-
len Dank für die Ausführungen.

SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): In der Aus- und Weiterbil-
dung von Architekten ist das Thema zumindest schon angekommen und integriert. 
Aber nicht nur Architekten sind verantwortlich, sondern auch ganz viele Ingenieure 
und das Handwerk. Da fehlt es immer noch sehr, sehr stark an der Integration von 
Techniken, wie man etwas repariert. Klassisches Beispiel: Wenn Sie mit einem 
Oldtimer in eine aktuelle Fachwerkstatt fahren, wird Ihnen auch keiner helfen kön-
nen. Genauso ist es schwer, Hilfe zu finden, wenn Sie ein altes Gebäude haben, 
das Sie sanieren oder reparieren lassen wollen und mit den aktuellen Handwerker-
trupps reingehen, die das gar nicht gelernt haben. Natürlich steigen dann die Kos-
ten, natürlich heißt es dann: Abriss/Neubau wäre günstiger, weil der Betrieb das 
günstiger anbieten kann. Da ist also im Handwerk ganz viel gefordert, und natürlich 
gilt das auch für Gutachter und Bausachverständige, Statiker. Wenn Sie die Ausbil-
dung zum Brandschutzsachverständigen, zum Statiker auf Reparatur fokussieren, 
haben wir auch bei Gutachten einen anderen Blick. Dann schlägt das Pendel viel-
leicht mal eher zugunsten der Sanierung aus.
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Wir haben als Verband für Bauen im Bestand eine Akademie ins Leben gerufen, 
die bereits Ausbildungsprogramme zur Bestandssanierung anbietet, auch fürs 
Handwerk.

Ich freue mich, dass die Botschaft der CO2-Bilanzierung komplett bei allen Sach-
verständigen hier angekommen ist. Deswegen möchte dazu gar nicht mehr aus-
führen; ich möchte nur noch den Gebäuderessourcenpass nennen, der angeblich 
noch kommen soll auf Bundesebene. Das glaube ich nicht. – Er wird auch im Be-
stand nicht umsetzbar sein. Wir haben uns das angeschaut: Das ist ein Neubau-
tool und wird im Bestand nicht funktionieren. Deswegen müssen wir im Bestand 
andere Lösungen finden. Ich bleibe dabei: Die CO2-Bilanz ist ein besseres Tool.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Zu Frage 6. Ein Bestandsgebäude ist ein potenziel-
ler Träger von Baukultur und Kulturgeschichte. Meine Beobachtung ist allerdings, 
dass das schon stattfindet in der Ausbildung, wenn ich die Ausweitung der Neuauf-
lagen bauhistorischer Fachbücher als Gradmesser nehme. Das nimmt durchaus 
zu; ich schätze, dass sich da einiges tut.

Zu Frage 7: Ich möchte vor einer Prädikatssetzung warnen, dass man irgendwas 
als Umbauordnung nennt und dann mit jeder Menge Begriffe befüllt. Mir kommt 
das vor wie eine Prädikatssetzungsinflation, wie wir sie bei Schulen haben. Heute 
ist es Usus, auf jede Schule ein paar Plaketten zu kleben: "Schule mit besonderer 
Neigung für das und das". Ich bin in den Neunzigerjahren in Bayern zur Schule ge-
gangen; da war über dem ganzen Freistaat Bayern das Prädikat: Wir haben die 
besten Schulen im Land – so richtig mit Leistungsdruck. Dennoch haben wir alle 
doch irgendwie überlebt. Ich sehe heute die Neigung, allen Dingen ein Pflaster auf-
zukleben, das aber zu wenig mit Inhalt zu füllen.

Frage 8: Der einzige nachwachsende Baustoff Holz sollte weiterhin in den Vorder-
grund gerückt werden, in welcher Weise auch immer. Da ist die Politik gefordert. Im 
Hintergrund steht natürlich immer die Frage nach den Kosten und der Kostenver-
teilung, wenn man Förderprogramme auflegt. Irgendwo muss man die Mittel ja her-
nehmen.

Frage 9: Der Klimabegriff kommt aus dem Griechischen, Klimatos bedeutet Nei-
gung. Das impliziert für mich, dass das doch größtenteils naturgegeben ist und der 
anthropogene Anteil vielleicht nur marginal stattfindet. Meine Einschätzung: Aus 
bautechnischer Sicht besteht keine Notwendigkeit, Bauvorschriften an Klima-
schutzzielen auszurichten, sehr wohl aber am Umweltschutz. Da ist nach meiner 
Auffassung ein großer Unterschied; denn Klima ist Wetterstatistik.

Zur Gefahrenabwehr: Ich empfehle – ich war zweimal 14 Tage im Ahrtal unterwegs 
und habe da knapp 50 Bauschäden über zwei Jahre lang beobachtet –, nicht nur 
die hundertjährigen Hochwasser, sondern auch die fünfhundertjährigen und auch 
die tausendjährigen Hochwasser besser in den Fokus nehmen. Im Ahrtal war wie-
derholt zu sehen: Die alten, historischen Dorfkerne mit der Kirche standen meis-
tens auf einem Hügel. Nur wir in der Jetzt-Zeit schaffen es tatsächlich, entlang von 
Flussläufen neue Baugebiete auszuweisen. In den Achtzigerjahren habe ich mal 
Bauzeichner gelernt; da haben wir auch Bauleitplanungen gemacht. Selbst damals 
wären Baugebiete, wie ich sie im Ahrtal antreffen musste, völlig undenkbar gewe-
sen. – Darüber, das weiter in den Fokus zu nehmen, könnte man mal nachdenken. 
Da wäre einiges gewonnen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen herzlichen Dank. – Frau Haack, 
Sie hatten noch eine Intervention zum Energieberater?
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SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Nein, 
ich wollte dem Herrn Klingerbeck nur sagen, dass die Architekten- und Ingenieure-
kammer sich bundesweit, über Landesgrenzen hinweg zusammengeschlossen 
haben. Jetzt gibt es den Nachhaltigkeitsstandard Deutscher Architekten und Inge-
nieurekammern; das ist eine Riesen-Fortbildungskampagne für den Berufsstand 
insgesamt, in der alles über Fördersysteme und Voraussetzungen behandelt wird. 
Wenn da Bedarf besteht: Dieses Fortbildungssystem steht.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Dann würde ich die allerletzte Runde 
aufrufen und möchte Sie fragen: Was wäre bei der Thematik des heutigen Tages 
Ihr wichtigster Wunsch, den man umsetzen sollte, wenn Sie ganz alleine entschei-
den könnten?

SV Christian Bodensteiner (Architekt): Ich möchte auf die Dringlichkeit des Ein-
dampfens von Bestimmungen eingehen. Es gibt in Amerika den Anthropologen 
und Historiker Joseph Tainter. Er hat sich mit Hochkulturen und etwa dem Unter-
gang des Römischen Reichs und der Maya-Kultur beschäftigt und festgestellt, 
dass diese Hochkulturen an der Überkomplexität zugrunde gegangen sind. – Das 
wäre mein Schlusswort.

Ich habe vorhin das Thema Wettbewerbe angerissen. Ich hätte für jeden, den es 
interessiert, einen Flyer dabei.

SV Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken (Präsident der Bayerischen Ingenieurkam-
mer-Bau): Ich halte Entbürokratisierung und Vereinfachung der Normen für essen-
ziell, auch wenn Sie als Abgeordnete des Bayerischen Landtags nichts bezüglich 
der Normen tun können. Das ist für uns inzwischen eine richtige Bürde geworden, 
auch die ganzen Bauvorschriften. Wenn wir uns darauf besinnen könnten, dass un-
sere einzige Aufgabe ist, Gefahr für Leib und Leben abzuwenden, haben wir viel 
gewonnen.

SV Josef Geiger (Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbands e. V.): Ich 
schließe mich eigentlich an: Ausmisten, nochmal durchschauen, vereinfachen, und 
vor allem die entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen schaffen, damit 
es rechtlich eindeutig ist.

SVe Prof. Lydia Haack (Präsidentin der Bayerischen Architektenkammer): Entbü-
rokratisierung wurde schon mehrfach genannt. Dem schließe ich mich an. Darüber 
hinaus möchte ich sagen, dass es unser wirklich wichtiges Ziel ist, sich um Res-
sourcen zu kümmern. Ressourcen sind endlich, und deswegen brauchen wir eine 
Umstellung auf eine Kreislaufwirtschaft. Wir sollten alle Schritte in diese Richtung 
gehen, damit wir in unserem Land langfristig weiter planen und bauen können. Da 
ist auch eine gute Infrastruktur und alles, was die Bauwirtschaft braucht, um diesen 
Weg zu gehen, ins Visier zu nehmen. Das ist der nächste wichtige Schritt.

SV Andreas Klingerbeck (GIH Bayern e. V.): Ich würde versuchen, von der ener-
getischen Betrachtung wegzukommen hin zur Bilanzierung von CO2; ich würde 
den Fokus mehr auf die natürlichen Baustoffe legen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen Dank. Frau Patz, überlegen Sie 
einmal: Was wäre Ihre erste Maßnahme, wenn Sie morgen Minister wären?

SVe Dipl.-Ing. Christina Patz (Architects for future Deutschland e. V.): Ich würde 
natürlich die sieben Stellschrauben umsetzen, die wir schon genannt haben, pra-
xisnahe Anforderungen, alternative Nachweisführung.
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SV Timm Sassen (Verband Bauen im Bestand e. V.): Ich würde den Energieaus-
weis abschaffen und ihn durch einen lebenszyklusorientierten CO2-Ausweis erset-
zen.

SV Alfred Schmitt (Architekt): Es wurde schon genannt; ich will es nur nochmal 
bildlich machen: Die zehn Gebote haben ca. 280 Wörter, die Unabhängigkeitser-
klärung hat ca. 300 Wörter. Jede Import-Vorschrift der EU hat mindestens 
25.000 Wörter. – Da müssen wir ansetzen.

Vorsitzender Jürgen Baumgärtner (CSU): Vielen herzlichen Dank! Sie waren 
eine ganz wunderbare Runde, und Sie haben auch festgestellt, dass alle Abgeord-
neten hier sehr aufmerksam zugehört haben. Das spricht für Sie. – Ich kann Ihnen 
zusagen, dass wir vieles, was Sie uns heute beigebracht haben, in der politischen 
Arbeit umzusetzen versuchen. Ich kann Ihnen zusichern, dass wir in der Frage des 
Umbaus ein ähnliches Projekt machen wie beim Gebäudetyp E. Wir machen in 
jedem Regierungsbezirk erstmal ein Pilotprojekt mit einer Umbaumaßnahme und 
versuchen, diesen ganzen Wahnsinn über Bord zu werfen. Das ist zumindest vom 
heutigen Tag schon mal übriggeblieben. Sie können sich sicher sein: Es war nicht 
vergebens. – Vielen Dank fürs Dabeisein, kommen Sie gut nachhause, bleiben Sie 
gesund, haben Sie schöne Weihnachten.

(Beifall)

Abg. Ursula Sowa (GRÜNE): Ich war die Antragstellerin und möchte dem 
Herrn Vorsitzenden ganz herzlich danken. Ich finde, diese Anhörung war eines der 
Highlights im Landtag.

(Schluss: 16:58 Uhr)
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